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Tabelle 1: Die effektiven Abstimmungsresultate gesamtschweizerisch 
und nach Kantonen

Kanton Abstimmungsresultate am 23. September 1990
Stimmbe- Ausstiegs- Moratoriums- Energie- Strassenver-

teiligung initiative initiative artikel kehrsgesetz
(in %) °7o °Io °/o °Io % % % %

Ja Nein Ja Nein Ja Nein Ja Nein

C H .............39.2 47.1 : 52.9

ZH ......... ...45.1 45.0 : 55.0
B E .......... ...38.1 48.4 : 51.6
L U .......... ...41.1 48.2 : 51.8
U R ......... ...39.0 50.5 : 49.5
SZ .......... ...35.5 43.1 : 56.9
OW ............39.1 47.6 : 52.4
NW ...........44.5 46.6 : 53.4
GL ......... ...40.0 47.3 : 52.7
ZG ......... ...50.0 43.8 : 56.2
F R .......... ...36.3 47.5 : 52.5
S O .......... ...53.5 42.6 : 57.4
BS .......... ...44.2 63.4 : 36.6
B L .......... ...47.9 53.6 : 46.4
SH ......... ...69.1 44.8 : 55.2
AR ......... ...46.6 44.0 : 56.0
A I ........... ...39.0 34.2 : 65.8
S G .......... ...41.1 43.0 : 57.0
GR ......... ...38.0 49.9 : 50.1
AG ......... ...38.6 32.3 : 67.7
TG ......... ...43.7 37.6 : 62.4
TI ........... ...38.7 54.3 : 45.7
VD ......... ...30.3 50.9 : 49.1
VS .......... ...29.1 39.8 : 60.2
NE ......... ...41.7 54.6 : 45.4
GE ......... ...35.6 65.0 : 35.0
JU .......... ...31.7 59.6 : 40.4

54.6 :: 45.4 71.0 :: 29.0 52.8 :: 47.2

52.7 :: 47.3 70.3 :: 29.7 45.1 :: 54.9
56.8 :: 43.2 74.0 :: 26.0 51.4 :: 48.6
56.8 :: 43.2 70.8 :: 29.2 50.5 :: 49.5
57.5 :: 42.5 75.7 :: 24.3 45.8 :: 54.2
50.2 :: 49.8 57.7 :: 42.3 44.8 :: 55.2
55.6 :: 44.4 62.2 :: 37.8 53.7 :: 46.3
53.1 :: 46.9 74.4 :: 25.6 53.4 :: 46.6
55.9 :: 44.1 70.1 :: 29.9 45.4 :: 54.6
52.8 :: 47.2 67.1 :: 32.9 49.4 :: 50.6
53.7 :: 46.3 73.7 :: 26.3 64.6 :: 35.4
54.3 :: 45.7 67.4 :: 32.6 50.1 :: 49.9
71.0 :: 29.0 83.0 :: 17.0 42.9 :: 57.1
63.7 :: 36.3 77.3 :: 22.7 49.5 :: 50.5
54.9 :: 45.1 65.1 :: 34.9 49.2 :: 50.8
52.7 :: 47.3 69.3 :: 30.7 52.8 :: 47.2
43.2 :: 56.8 69.4 :: 30.6 56.9 :: 43.1
52.9 :: 47.1 71.2 :: 28.8 53.3 :: 46.7
56.1 :: 43.9 70.2 :: 29.8 48.6 :: 51.4
39.2 :: 60.8 64.8 :: 35.2 55.2 :: 44.8
46.2 :: 53.8 65.4 :: 34.6 55.7 :: 44.3
58.4 :: 41.6 78.6 :: 21.4 51.6 :: 48.4
54.5 :: 45.5 66.8 :: 33.2 70.6 :: 29.4
44.1 :: 55.9 55.3 :: 44.7 65.8 :: 34.2
58.0 :: 42.0 73.0 :: 27.0 68.4 :: 31.6
69.2 :: 30.8 81.1 :: 18.9 62.7 :: 37.3
65.5 :: 34.5 77.0 :: 23.0 60.5 :: 39.5

1) Angaben aufgrund der Presse vom 23.9.1990.
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Einleitung

Ergebnisse einer Repräsentativ-Befragung in der deutschen, französischen und
italienischen Schweiz

Am 23. September 1990 hatten die Stimmberechtigten über drei Energievorlagen und eine 
Änderung des Strassenverkehrsgesetzes abzustimmen. Bei einer durchschnittlichen Stimm- 
beteiligung von 39,2 Prozent wurden drei der Vorlagen angenommen:

-  Die Änderung des Strassenverkehrsgesetzes wurde von 52,8 Prozent der Urnengänger 
bejaht. In neun deutschschweizerischen Kantonen resultierten ablehnende Mehrheiten.

-  Der Energieartikel wurde mit 71,0 Prozent Ja-Stimmen deutlich angenommen. Sämt­
liche Kantone stimmten dieser Vorlage zu.

-  Die Volksinitiative «Stopp dem Atomkraftwerkbau» befürworteten 54,6 Prozent der 
Stimmberechtigten. Einzig die Kantone Aargau, Thurgau, Wallis und Appenzell Inner­
rhoden lehnten die Vorlage ab.

-  Die Volksinitiative «Ausstieg aus der Atomenergie» wurde mit 52,9 Prozent Nein­
stimmen verworfen. Ja-Mehrheiten resultierten in den Kantonen Uri, Basel-Stadt, 
Baselland, Tessin, Waadt, Neuenburg, Genf und Jura.

Der Ausgang der Abstimmung über die beiden Atominitiativen war bis zuletzt offen, wobei 
zumindest für die Ausstiegsinitiative mit einer Ablehnung gerechnet wurde. Frühere Volks­
begehren, die in eine ähnliche Richtung zielten, waren in den Jahren 1979 und 1984 jeweils 
nur knapp abgelehnt worden. Die Initiative «Stopp dem Atomkraftwerkbau» ist in der 
100jährigen Geschichte des Initiativrechts das zehnte Volksbegehren, das angenommen 
wurde. Im zweiten Anlauf (nach 1983) haben die Stimmberechtigten auch der Aufnahme 
eines Energieartikels in die Verfassung zugestimmt. Als kleine Überraschung -  nach der 
deutlichen Verwerfung der Kleeblattinitiativen -  konnte die nur knappe Annahme der Än­
derung des Strassenverkehrsgesetzes gewertet werden, gegen die in erster Linie wegen der 
Erhöhung der Lastwagenbreite das Referendum ergriffen worden war.

In der vorliegenden Untersuchung sollen wesentliche Aspekte des Abstimmungsverhaltens 
beleuchtet werden. Dabei werden insbesondere folgende Fragenkomplexe thematisiert:

-  Stimmbeteiligung und Mobilisierung: Wer ging am 23. September 1990 stimmen ? Wie 
beeinflussten die Abstimmungsgegenstände und die Kampagne den Entscheid, am 
Urnengang teilzunehmen ?

-  Stimmverhalten: Welche Konfliktlinien lassen sich erkennen ? Wie setzen sich die Lager 
der Befürworter und der Gegner zusammen?

-  Entscheidungsfindung: Welche Entscheidmotive gaben den Ausschlag? In welchem 
Masse wurden die im Abstimmungskampf verwendeten Argumente von den Stimm- 
bürgerlnnen aufgenommen?

-  Grundhaltungen zur Atomenergie und zur Energiepolitik: Wie ist das Abstimmungs­
ergebnis zu den Energievorlagen im Zeitvergleich zu interpretieren ? Welche Verschie­
bungen sind in den Lagern der Befürworter und Gegner festzustellen ? Lassen sich bei 
den Einstellungen zur Energiepolitik Trendmuster ausmachen ?



Die vorliegende Untersuchung entstand in Zusammenarbeit zwischen dem GfS-For- 
schungsinstitut, Zürich, und der Forschungsstelle für Politische Wissenschaft an der Uni­
versität Zürich. Wie üblich zeichnet das GfS-Forschungsinstitut für die Feldarbeit, Daten­
aufbereitung und -auswertung verantwortlich. Die Kommentierung der Ergebnisse über­
nahm die Forschungsstelle für Politische Wissenschaft an der Universität Zürich.

1) Stimmbeteiligung

Am 23. September gingen knapp zwei Fünftel (39,2%) der Stimmberechtigten an die Urne. 
Im Langzeitvergleich kann diese Stimmbeteiligung als mittel gelten. Die Mobilisierungs­
wirkung von Energievorlagen, insbesondere auch Volksinitiativen zu Fragen der Nutzung 
der Atomenergie war nie überdurchschnittlich gross .
Bisherige empirische Untersuchungen lassen den Schluss zu, dass ein Drittel der Stimmbe­
rechtigten regemässig zur Urne geht. Etwas mehr als ein Fünftel geht nie stimmen, während 
knapp die Hälfte (40-50%) gelegentlich an Abstimmungen teilnimmt2. Innerhalb der 
Gruppe der gelegentlichen Urnengänger lässt sich weiter differenzieren zwischen häufig 
Teilnehmenden, die nur in Einzelfällen (Krankheit, Ortsabwesenheit etc.) der Urne fern- 
bleiben, Stimmbürgern, die je nach Betroffenheit und Interesse teilnehmen, und selten Teil­
nehmenden.
Wie bei Nachbefragungen zu politischen Themen üblich, liegt die in der Befragung ermit­
telte Stimmbeteiligung von 59 Prozent deutlich über dem tatsächlichen Wert. Verschiedene 
Gründe lassen sich dafür anführen:
-  Bürger, die nicht am Urnengang teilgenommen haben, sei es aus mangelndem Interesse, 

sei es aus anderen Gründen, werden sich auch nur bedingt zur Teilnahme an einer Nach­
befragung motivieren lassen.

-  Nicht-Urnengänger werden in einer Befragungssituation ihr Fernbleiben von der Urne 
nicht immer eingestehen.

-  Soziale Randgruppen nehmen kaum an Abstimmungen teil. Sie sind auch über eine 
Umfrage nur sehr schwer zu erfassen.

Während sich bei der Abstimmung vom 26. November 1989 über die Armeeabschaffungs­
initiative (und die Volksinitiative «Pro Tempo 100/130») auch selten (54%) und von Fall 
zu Fall (65%) Teilnehmende weit über das übliche Mass hinaus mobilisieren Hessen, war 
dies am 23. September nur bedingt der Fall. Die Nachanalyse ergibt eine Teilnahme von 
21 Prozent für die seltenen Urnengänger, 54 Prozent für diejenigen, die von Fall zu Fall 
zur Urne gehen und von 65 Prozent für die häufig Teilnehmenden.

1 Vgl. dazu: Stimmbeteiligung
VOX Nr. 9: Abstimmung über die 1. Atom-Initiative (18. Februar 1979) 50 %
VOX Nr. 10: Revision des Atomgesetzes (20. Mai 1979) 37 %
VOX Nr. 19: Energieartikel (27. Februar 1983) 32 %
VOX Nr. 23: 2. Atom-Initiative und Energie-Initiative (23. September 1984) 42 %

2 Vgl. dazu Grüner /  Hertig: Der Stimmbürger und die «neue» Politik, Bern 1983, S. 138 ff.



M erkm al /  Kategorie Abweichung von der durchschnittlichen
Stimmbeteiligung in %

Geschlecht:2
Männer
Frauen — 4

__ + 3

Alter:1
20-29jährige 
30-39jährige 
40-49jährige 
50-59jährige 
60-69jährige 
70jährige und älter

— 6 
— 5

------

__  + 4
+ 2

__  + 4
_____ + 6

Schulbildung:1
Obligatorische Schulen 
Berufsschule u.ä.
Gymnasium, Universität

Berufliche Stellung:
Erwerbstätige total

Selbständige, Leitende Angestellte 
Landwirte

— 12
— 2 -

+ 18

— 1
— 5
— 10

Angestellte und Beamtinnen in mittl. Stellung 
Übrige Angestellte und Beamtinnen 
Arbeiterinnen 

Nicht-Erwerbstätige total 
in Ausbildung 
im Haushalt tätig 
in Pension

— 4
— 5 -----

_  + 3

_  + 3  
_  + 4

+ 7

Haushaltsstruktur:
Einpersonenhaushalt 
Mehrpersonenhaushalt ohne Kinder 
Mehrpersonenhaushalt mit Kindern

— 4

— 2

—
__  + 4

Zivilstand:1
ledig
verheiratet
geschieden

— 5 --
_  + 3  

8

Eigentumsverhältnisse:1 
Hauseigentum 
Miete /  Pacht — 4

____  + 6

Ansässigkeit:1
weniger als 5 Jahre am Ort 
mehr als 5 Jahre am Ort

— 10
_  + 3



Merkmal /  Kategorie Abweichung von der durchschnittlichen 
Stimmbeteiligung in %

Sprachzugehörigkeit:1 
Deutsche Schweiz 
Französische Schweiz 
(Italienische Schweiz)

—  6 ____
— 25

_  + 3

Siedlungsart:
Grossstädtische Agglomerationen 
Mittel- /  kleinstädtische Agglomerationen 
Landgemeinden — 1

+ 1 
+ 1

Stimmbeteiligung total (VOX) 
Stimmbeteiligung effektiv

59
39.2

Aid Signifikanzmass wurde der Chi-Quadrat-Test verwendet. Dieser gibt an, m it welcher Sicherheit der in der 
Untersuchung gefundene Zusammenhang auch in der Realität gilt. Je näher der Wert bei Null liegt, desto grösser 
ist die Sicherheit bzw. desto kleiner ist die Irrtumswahrscheinlichkeit. Ein Wert von p <  1 % (Chi-Quadrat-Test) 
entspricht einer Sicherheit von 99 Prozent.
Da2 M erkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit 1% <  p <  5%  (Chi-Quadrat-Test).

Tabelle 1.2: Die Stimmbeteiligung nach politischen Merkmalen

M erkm al /  Kategorie Abweichung von der durchschnittlichen 
Stimmbeteiligung in %

Parteiidentifikation:
Parteigebundene

SVP
FDP /  LPS
CVP
LdU /  EVP 
GPS 
SPS 
(PdA)
keine Parteibindung

Links/Rechts-Orientierung:2 
ganz links 
links 
mitte 
rechts 
ganz rechts

Materialismus /  Nachmaterialismus-Orientierung:1 
rein materialistische Werte 
gemischte Werte 
rein nachmaterialistische Werte

Stimmbeteiligung total (VOX)
Stimmbeteiligung effektiv

10

10
2

59
39.2

11
12
13
13
9
9
7

16

15
5
2

13

+ 7

D al M erkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p <  1 % (Chi-Quadrat-Test) 
Da2 M erkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit 1%  <  p s  5% (Chi-Quadrat-Test).



Die Bereitschaft zur Teilnahme an Sachabstimmungen ist nicht für alle gesellschaftlichen 
Gruppen gleich gross. Aus früheren VOX-Analysen wissen wir, dass die Stimmberechtigten 
bzw. die Befragten je nach sozialem Status (insbesondere berufliche Stellung und Aus­
bildung), nach bewohntem Landesteil (bzw. Sprachregion) und nach politischen Grund­
haltungen (Parteisympathie, politisches Interesse) mehr oder weniger oft zur Urne gehen.

Hinsichtlich der Auswirkungen der Ausbildung, des Alters und der Sprachregion auf die 
Stimmbeteiligung werden die Ergebnisse früherer Untersuchungen und Abstimmungs­
analysen im wesentlichen bestätigt:

-  Die Beteiligung von Absolventlnnen obligatorischer Schulen war deutlich niedriger als 
von Personen mit Mittel- oder Hochschulbildung.

-  Die um 9 Prozent höhere Beteiligung in der deutschsprachigen Schweiz als in der West­
schweiz entspricht dem Langzeit vergleich. Die Differenz zwischen den beiden Landes­
teilen beträgt im Durchschnitt etwa 10 Prozent . Die in der Untersuchung ermittelte 
niedrige Stimmbeteiligung in der italienischen Schweiz (-25%) ist auf die geringe Zahl 
von Befragten im Tessin zurückzuführen.

Betrachtet man den Einfluss der politischen und wertmässigen Orientierungen auf die 
Stimmbeteiligung, so finden sich auch hier die bekannten Partizipationsstrukturen be­
stätigt. Parteigebundene gingen eher zur Urne als Parteiungebundene. Insbesondere die 
bürgerlichen Parteien FDP/LPS, CVP und SVP, aber auch die PdA/GBS vermochten ihre 
Anhänger besonders gut zu mobilisieren. Überraschend ist allenfalls, dass die Teilnahme 
der Sympathisanten der Grünen Partei und der SPS, in deren Umfeld die Anti-AKW- 
Bewegung am ehesten anzusiedeln ist und aus deren Kreisen die Ausstiegs- und die Morato­
riumsinitiative lanciert wurden, geringer ausgefallen ist. Allerdings sind die Teilnahmewerte 
für die Sympathisanten einzelner (insbesondere kleinerer) Parteien aufgrund der geringen 
Zahl der Fälle mit Zurückhaltung zu interpretieren.

1.2 Ausgewählte Aspekte der Mobilisierung

1.2.1 Die Mobilisierungswirkung der Vorlagen

Neben objektiven Gründen für ein Fernbleiben von der Urne (Krankheit, Ortsabwesenheit 
etc.) können insbesondere drei Faktoren für den einzelnen (gelegentlichen) Stimmbürger 
ausschlaggebend sein:
-  Die wahrgenommene Schwierigkeit, sich eindeutig eine Meinung zu bilden: Wer sich 

verunsichert fühlt oder Probleme hat, sich ein Bild über die Auswirkungen seines Ent­
scheides zu machen, wird eher der Urne fernbleiben.

3 Grüner /  Hertig, a.a.O., S. 144



-  Die subjektive Betroffenheit durch die verschiedenen Vorlagen: Grundsätzlich kann 
man davon ausgehen, dass die von einer oder mehreren zur Abstimmung gelangenden 
Vorlagen besonders Betroffenen auch aktiv mitbestimmen.

-  Das grundsätzliche Interesse für die Vorlagen bzw. die Abstimmungskampagne beein­
flusst die Bereitschaft, sich zu informieren.

Die Nachbefragung ergab, dass alle vier Vorlagen bei den Stimmbürgern recht gut bekannt 
waren. 88 Prozent der Befragten (79% der Nicht-Stimmenden) wussten, dass am 23. Sep­
tember über die Volksinitiative für den «Ausstieg aus der Atomenergie» abgestimmt wurde. 
Ein ähnlicher Wert (87 % der Befragten; 76% der Nicht-Urnengänger) wurde für die Mora­
toriumsinitiative ermittelt. Das Referendum gegen die Änderung des Strassenverkehrs­
gesetzes konnten 82 Prozent (69% der Nicht-Stimmenden) nennen. Am wenigsten bekannt 
war die vierte und wohl auch unbestrittenste Vorlage, der Energieartikel (76% der Befrag­
ten; 58% der Nicht-Stimmenden).
An die korrekten Abstimmungsergebnisse konnten sich etwa 70 Prozent der Befragten er­
innern. Auch hier wurde das Resultat für die Ausstiegsinitiative am ehesten richtig und das 
Ergebnis für den Energieartikel am wenigsten richtig genannt.
Die Empfehlungen der Bundesbehörden und des Parlaments waren etwa zwei Dritteln der 
Befragten (bzw. drei Vierteln der Urnengänger) bekannt. Am meisten Unklarheit herrschte 
über die Empfehlung zur Moratoriumsinitiative.

Tabelle 1.3: Entscheidungsschwierigkeit und Betroffenheit nach Vorlagen

Stimmberechtigte Urnengänger Schwierigkeit im 
Zeitvergleich

Entscheidungssch wierigkeiten1 «Vorlage war ‘eher leicht’ zu beurteilen»

Ausstiegsinitiative 56 % 67 % mittel
Moratoriumsinitiative 57 % 69 «7o mittel
Energieartikel 47 «7o 59 % gross
Änderung des Strassenverkehrsgesetzes 50 % 61 % mittel bis gross

Stimmberechtigte Urnengänger Betroffenheit im 
Zeitvergleich

Betroffenheit2 «Hohe persönliche Betroffenheit» 
(Selbsteinschätzung)

Ausstiegsinitiative 21 % 29 % mittel
Moratoriumsinitiative 20 % 26 % mittel
Energieartikel 14 % 19 % gering
Änderung des Strassenverkehrsgesetzes 16 % 21 <7o mittel bis gering

1 Höchster Wert «eher leicht» aus allen nachanalysierten Sachabstim m ungen: 87 Prozent (Volksinitiative «Pro 
Tempo 100/130»), tiefster Wert 32 Prozent (Konjunkturbeschluss). Die sieben Prädikate von «sehr gross» bis 
«sehr klein» wurden in gleich grossen Intervallen zwischen die Extremwerte verteilt.

2 Höchster Wert «sehr gross» aus allen nachanalysierten Sachabstim m ungen: 40 Prozent (Fristenlösung), tiefster 
Wert 5 Prozent (Aufgabenneuverteilung Primarschule). Die sieben Prädikate von «sehr gross» bis «sehr gering» 
wurden in gleich grossen Intervallen zwischen die Extremwerte verteilt.



Nicht unerwartet war die subjektive Betroffenheit bei der Ausstiegsinitiative am grössten. 
21 Prozent gaben an, zwischen dem Gegenstand der Abstimmung und ihrem Alltag einen 
hohen Zusammenhang zu sehen. Im Zeitvergleich ist dies ein mittlerer Wert. Am stärksten 
betroffen fühlten sich Sympathisantlnnen linker und grüner Parteien (PdA: 49%; GPS: 
35%; SPS: 33%), aber auch der FDP (38%), sowie Befragte mit Mittel- oder Hochschul­
bildung (35%). Kaum Auswirkungen auf ihr persönliches Leben erwarteten von der Aus­
stiegsinitiative Parteiungebundene (15%), SVP-Sympathisanten (14%) und Bewohner­
innen der italienischen Schweiz (8%). Ähnliche Werte ergaben sich für die Moratoriums­
initiative. Hier gaben 20 Prozent der Befragten an, dass sie von der Vorlage stark betroffen 
seien. Die geringe Betroffenheit, welche der Energieartikel bei den Befragten auslöste 
(14%), ist sicher damit zu erklären, dass vom Verfassungsartikel noch nicht auf konkrete 
Massnahmen geschlossen werden kann. Auch beim Energieartikel und der Änderung des 
Strassenverkehrsgesetzes sind es jeweils die gleichen Gruppen wie bei den Atominitiativen, 
die angaben, von der Vorlage besonders stark bzw. besonders wenig betroffen zu sein. Dabei 
sind hier die Abweichungen vom Durchschnittswert für alle Befragten eher gering.
Die in der Nachbefragung erfassten Informationsmittel wurden eher überdurchschnittlich 
genutzt. Im Gegensatz zu den Abstimmungen vom 4. Dezember 1988 und vom 26. Novem­
ber 1989 war die Aufmerksamkeit nicht für das Fernsehen, sondern für die Zeitungen am 
grössten: 72 Prozent der Urnengänger orientierten sich anhand von Zeitungsbeiträgen über 
die Abstimmungsvorlagen. Etwas weniger beachtet wurden die Sendungen im Fernsehen 
(69%) und am Radio (56%). Mehr als die Hälfte der Teilnehmenden benützte auch das 
«Bundesbüechli» (53%).
Deutlich «standpunktgefärbte» Informationsmittel wie Abstimmungszeitungen (35%), 
Inserate (41%), Leserbriefe (32%) und Strassenplakate (25%) wurden von weniger Be­
fragten genutzt. Die Befürworter der Energievorlagen haben durchschnittlich mehr Infor­
mationsquellen konsultiert als die Gegner.
Die Meinungsbildung für die Abstimmung vom 23. September fiel den Stimmberechtigten 
nicht besonders leicht. Ungefähr jeder dritte Urnengänger gab an, dass es ihm eher schwer 
gefallen sei, sich mit den erhaltenen Informationen ein Bild von den Auswirkungen auf 
die eigene Person zu machen. Die meisten Entscheidprobleme hatten die Befragten mit dem 
Energieartikel und der Änderung des Strassenverkehrsgesetzes.

1.2.2 Der Zeitpunkt der Meinungsbildung
Rund zwei Drittel der befragten Urnengänger hatten sich bereits mehrere Wochen vor dem 
Abstimmungstermin für ein Ja oder ein Nein zu den Energievorlagen entschieden. Dieser 
Wert ist zwar niedriger als bei der Abstimmung vom 26. November 1989 über die GSoA- 
Initiative und die Initiative «Pro Tempo 130/100» (84%), aber deutlich höher als bei der 
Abstimmung vom 4. Dezember 1988 (53%) und ähnlich hoch wie bei den Nationalrats- 
wahlen 1987 (67%). Insbesondere bei den Befürwortern der Atominitiativen war der 
Meinungsbildungsprozess mehrheitlich früh abgeschlossen.

Dieses Ergebnis stützt die Annahme, dass die Lager der Atombefürworter und -gegner 
ziemlich geschlossen und statisch sind. Die Meinungen sind weitgehend verfestigt. Kern­
energie scheint für viele Glaubenssache zu sein. Eine rationale Diskussion über dieses 
Thema wird dadurch zumindest auf absehbare Zeit erschwert.



Tabelle 1.4: Rückerinnerte Zeitpunkte der definitiven Sachentscheide 1987-1990 
(nur materiell Stimmende, alle Angaben nach Spalten prozentuiert)

Zeitpunkt Ausstiegs­
initiative

Moratoriums­
initiative

Energie­
artikel

Abst. vom 
26.11.89
( 0 )

Abst. vom 
4.12.88
( 0 )

Nat.-rats- 
wahlen 87 
18.10.87

war schon immer klar 46 47 42 64 32 54
mehrere Wochen vor

dem Urnengang 17 17 16 20 22 14
1-2 Wochen vor dem

Urnengang 14 13 15 6 26 14
wenige Tage vor dem

Urnengang 11 11 12 6 13 8
unmittelbar vor dem

Urnengang 8 8 10 2 5 6
weiss nicht mehr /

keine Angabe 4 4 5 2 2 4

Zeitpunkt Ausstiegsinitiative Moratoriumsinitiative Energieartikel
Ja- Nein- Ja- Nein- Ja- Nein-
Stimmende Stimmende Stimmende Stimmende Stimmende Stimmende

war schon immer klar 54 42 48 47 46 40
mehrere Wochen vor

dem Urnengang 17 18 19 14 19 12
1-2 Wochen vor dem

Urnengang 10 17 13 14 15 14
wenige Tage vor dem

Urnengang 10 12 10 12 9 17
unmittelbar vor dem

Urnengang 6 9 7 10 8 14
weiss nicht mehr /

keine Angabe 3 2 3 3 3 3



2) Die Volksinitiative 
«für den Ausstieg aus der Atomenergie»

Beide Atominitiativen wurden unter dem Eindruck des Unfalls in Tschernobyl lanciert und 
1987 eingereicht. Die Initiative «für den Ausstieg aus der Atomenergie» verlangte, dass 
keine neuen Anlagen zur Produktion von Atomenergie in Betrieb genommen, bestehende 
Anlagen nicht ersetzt und «so rasch als möglich» stillgelegt werden. Im Initiativtext selbst 
war keine Jahreszahl für den Ausstieg angegeben. Das Initiativkomitee nannte im «Bundes- 
büechli» den Termin von 2030, bis zu welchem eine schrittweise Abkehr vom Atomstrom 
möglich sei. Vier Massnahmen schlug es dazu vor: einen geringeren Stromexport, das Ver­
bot von Elektrospeicherheizungen, eine effizientere Nutzung der vorhandenen Energie und 
mehr Gelder für die Forschung nach Alternativenergien. Der Bundesrat hielt den Ersatz 
der Atomenergie durch andere Energieformen für eine Illusion und warnte vor untragbaren 
Folgen für die Wirtschaft.

Tabelle 2.1: Inhaltliche Beschreibung der Vorlage «Ausstieg aus der Atomenergie»

Teilaspekt der Vorlage Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

Sofortiger Ausstieg aus der Atomenergie 304 37 %
Keine neuen AKW mehr 222 27 %
Stillegung der Atmokraftwerke 173 21 %
Möglichst rascher Ausstieg aus der Atomenergie 89 11 %
Ausstieg innerhalb einer bestimmten Zeit 82 10 %
Ausstieg bis 2030 52 6 %
Keine Erneuerung der bestehenden AKWs 30 4 %
Ersatz der Atomenergie durch Alternativenergien 26 3 %

1 Zweifachnennungen möglich. N = 823 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 182 Befragte).

Tabelle 2.1 gibt Auskunft darüber, welche Teilfragen der Ausstiegs-Initiative von allen Befragten (Urnengängerlnnen 
und N icht-Urnengängerlnnen) besonders wahrgenommen wurden. Sie basiert au f der Auswertung einer offenen 
Frage mit zwei Antwortmöglichkeiten. Die Kategorien wurden nach Abschluss der Nachbefragungen gebildet. Pro- 
zentuiert wird au f die Anzahl von 823 Antwortenden. Alle folgenden Tabellen, die eine Vorlage inhaltlich beschreiben, 
sind au f die gleiche A rt gestaltet.

Vier Fünftel der Befragten konnten inhaltliche Angaben zur Vorlage machen. Die drei am 
häufigsten genannten Aspekte sind der sofortige Ausstieg aus der Atomenergie, keine neuen 
AKWs (was eigentlich dem Moratorium entsprechen würde) und die Stillegung der be­
stehenden. Erst an vierter Stelle nennen die Befragten die in der Initiative verwendete For­
mulierung : «Sie (die AKW) sind so rasch als möglich stillzulegen». Über den Zeitpunkt 
des Ausstieges bestanden also bei den Befragten gewisse Unsicherheiten, während die ande­
ren der genannten Aspekte auch im Initiativtext Vorkommen. Mehr als ein Drittel erwartete, 
dass die Annahme der Initiative zu einem sofortigen Ausstieg führe.

2.1 Das Stimmverhalten nach Merkmalsgruppen

47% der Stimmenden nahmen am 23. September die Ausstiegsinitiative an, 53% lehnten 
sie ab. Anlässlich der Nachbefragung waren es je 50% bei den Urnengängern (siehe Tabelle



2.2). Die 2%, die leer einlegten, bleiben dabei unberücksichtigt. Untersucht man die einzel­
nen Gruppen von Stimmenden, ergeben sich folgende Unterschiede:

Bei den gesellschaftlichen Merkmalen polarisierten besonders des Alters, die berufliche 
Stellung und die Eigentumsverhältnisse. Relativ ausgeglichen zeigte sich das Stimmverhal­
ten der Befragten in Bezug auf die Bildung und die Siedlungsart. Verglichen mit anderen 
Merkmalen scheint der Unterschied beim Geschlecht von 15% nicht so bedeutend. Im lang­
jährigen Vergleich ist aber eine solche Differenz im Stimmverhalten zwischen Männern und 
Frauen («gender-gap») bedeutend .
Das Stimmverhalten in den verschiedenen Alterskategorien weist auf einen Generationen­
konflikt hin. Die unter 40jährigen, und dabei besonders die unter 30jährigen, stimmten 
der Vorlage überdurchschnittlich zu, die über 40jährigen verwarfen sie mehrheitlich. Dabei 
fällt die geringe Zustimmung von 32% bei den zwischen 50 und 59 Jahre alten Personen 
auf. Eine mögliche Erklärung dafür ist, dass diese Altersgruppe im Gegensatz zu den Älte­
ren noch voll im Erwerbsleben steht -  wohl häufig in leitender Stellung -  und sich somit 
stark mit den ablehnenden Parolen der Wirtschaftsverbände identifizieren konnte.
Die Kategorien der beruflichen Stellung zeigen eine verstärkte Zustimmung bei den Teilzeit­
erwerbstätigen und den in Ausbildung Stehenden, während besonders die Selbständigen, 
die leitenden Angestellten und die Landwirte stark ablehnten.
Als weitere polarisierende Dimension erweist sich das Wohnungseigentum. Besitzerinnen 
stimmten deutlicher Nein, Mieterinnen /  Pächterlnnen deutlicher Ja.
Mehr als 10% über dem Schnitt liegt der Ja-Anteil noch bei den Konfessionslosen, den 
weniger als 5 Jahre am selben Wohnort Ansässigen und den Romands.

Nach politischen Kriterien werden deutliche Unterschiede im Stimmverhalten ersichtlich 
(Tabelle 2.3). Die Abweichung vom Durchschnitt liegt bei allen Merkmalskategorien über 
10 Prozent. Als eindeutigste Befürworterinnen der Ausstiegsinitiative erwiesen sich die An­
hängerinnen der Grünen Partei, der SPS und der übrigen linken Parteien und die Befragten 
mit neuen, postmaterialistischen Werten. Umgekehrt zeigte sich die grösste Ablehnung bei 
der Anhängerschaft der FDP, den sich rechts Einstufenden und den Personen mit materia­
listischer Werthaltung.
Die Anhängerschaften der einzelnen Parteien befolgten mehrheitlich die entsprechenden 
Parolen.
Die Nichtstimmenden hätten die Vorlage mit 52% Ja-Stimmen angenommen. Ttotz der rela­
tiv geringen Differenz wäre bei einer deutlich höheren Stimmbeteiligung der Ausgang dieser 
Abstimmung noch knapper gewesen.
Im Vergleich zum Stimmverhalten beim Urnengang über die Atominitiative von 1984 zeigen 
sich grosse Übereinstimmungen. Auch damals war der Ja-Anteil bei den Frauen, den Jungen, 
den Westschweizerinnen und den Anhängerinnen linker und grüner Parteien überdurch­
schnittlich gross. Deutlich höher als 1984 lag der Anteil der Ja-Stimmenden 1990 bei den 
Sympathisantlnnen der SVP a.

4 C. Longchamp: «Das Wahlverhalten von Frauen und Männern im Vergleich, 1971-1988», in: 
Nehmen Sie Platz, Madame, hrsg. von der EKF, Bern 1990.

4a VOX-Analyse Nr. 23, Zürich, Dezember 1984.



Merkmal /  Kategorie

(N

Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

= mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in Prozentpunkten

Total effektiv 47
Total VOX 501

Geschlecht:2
Männer 43 — 7
Frauen 58 + 8

Alter:2
20-29jährige 64 + 14
30-39jährige 57 + 7
40-49jährige 49 — 1
50-59jährige 32 — 18
60-69jährige 47 — 3
70jährige und älter 44 — 6

Schulbildung:
Obligatorische Schulen 47 — 3
Berufsschule u.ä. 51 + 1
Gymnasium, Universität 52 + 2

Berufliche Stellung:
Vollerwerbstätige total 44 — 6

Selbständige, Leitende Angestellte 36 — 14
Landwirte 39 — 11
Angest. und Beamtinnen in mittl. Stellung 51 + 1
Übrige Angestellte und Beamtinnen 54 + 4
Arbeiterinnen 48 — 2

Nur Teilerwerbstätige 63 + 13
Nicht-Erwerbstätige total3 52 + 2

in Ausbildung 69 + 19
im Haushalt tätig 56 + 6
in Pension 47 — 3

Konfessionszugehörigkeit:2
reformiert 47 — 3
katholisch 50 0
konfessionslos 69 + 19

Eigentumsverhältnisse:2
Hauseigentum 40 — 10
Miete /  Pacht 58 + 8

Ansässigkeit:3
weniger als 5 Jahre am Ort 62 + 12
mehr als 5 Jahre am Ort 47 — 3



Merkmal /  Kategorie Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

(N = mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in Prozentpunkten

Sprachzugehörigkeit:3
Deutsche Schweiz 47 — 3
Französische Schweiz 61 + 11
Italienische Schweiz 53 + 3

Siedlungsart:
Grossstädtische Agglomerationen 56 + 6
Mittel- /  kleinstädtische Agglomerationen 49 — 1
Landgemeinden 46 — 4

1 Insgesamt gaben 49°7o an, Ja  gestimmt zu haben, 49% Nein und 2°7o leer. Die Werte in der Tabelle beziehen 
sich au f die materiell Stimmenden.

2 Das M erkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p <  1 °7o (Chi-Quadrat-Test).
3 Das M erkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit 1% <  p <  5%  (Chi-Quadrat-Test).

Tabelle 2.3: Das Stimmverhalten nach politischen Merkmalen

Merkmal /  Kategorie Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

(N = mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in Prozentpunkten

Total effektiv 47

Total VOX 50

Parteiidentifikation:1
SVP 31 — 19
FDP /  LPS 13 — 37
CVP 33 — 17
LdU /  EVP 61 + 11
GPS 90 + 40
SPS 77 + 27
(PdA) 78 + 28
keine Parteibindung 50 0

Links/Rechts-Orientierung:1
ganz links 93 + 43
links 72 + 22
mitte 32 — 18
rechts 24 — 26
ganz rechts 25 — 25
kann sich nicht entscheiden 71 + 21

Materialismus/Nachmaterialismus-Orientierung:1
rein materialistische Werte 26 — 24
gemischte Werte 39 — 11
rein nachmaterialistische Werte 74 + 24

1 Das M erkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p <  1 %  (Chi-Quadrat-Test)
2 Das M erkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit 1% <  5% (Chi-Quadrat-Test)



2.2 Entscheidmotive

Mehr als die Hälfte der Personen, die ein Ja zur Ausstiegsinitiative einlegten, nannte die 
mangelnde Sicherheit von Atomkraftwerken als Hauptgrund, während rund ein Drittel auf 
das ungelöste Abfallproblem verwies. Nur eine untergeordnete Rolle spielten die im Abstim­
mungskampf häufig verwendeten Argumente zu Tschernobyl und zum Umweltschutz im 
allgemeinen.

Tabelle 2.4: Entscheidmotive von Ja-Stimmenden «Ausstieg»

Wahrnehmungen der Vorlage Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

AKW sind unsicher, gefährlich /  mehr Sicherheit 
ohne AKW 142 53 %

Das Abfallproblem ist nicht gelöst 79 30 %
. . .  damit mehr nach Alternativenergien geforscht wird 40 15 %
Tschernobyl 19 7 %
Aus Umweltschutzgründen 19 7 %
Wir haben genügend Strom /  Energie 16 6 %
Andere Pro-Motive 54 20 %

1 Zweifachnennungen möglich. N =  267 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 10 Befragte).

Die drei von den Gegnerinnen des Ausstieges am häufigsten genannten drei Motive kreisen 
alle um den Mangel an (Atom-)Strom, der bei einem Ausstieg erwartet wurde. Während 
bei der Atominitiative von 1984 ein Hauptslogan der Gegnerinnen «ohne Strom kein Lohn» 
lautete, nannten diesmal lediglich 2% der Antwortenden die Angst vor Arbeitsplatzver­
lusten. Angesichts des herrschenden Arbeitskräftemangels erstaunt dies jedoch nicht. Fast 
ebensowenige Personen erwähnten zu erwartende wirtschaftliche Nachteile oder die Unaus­
gereiftheit der Alternativenergien.
Auf beiden Seiten dominierte bei der Stimmabgabe der Wunsch nach Sicherheit. Die Mehr­
zahl der Ja-Stimmenden wollte Sicherheit bei der Energieproduktion (d.h. keine Atom­
unfälle und schwer zu lagernde Abfälle), die Mehrzahl der Nein-Stimmenden hingegen 
wollte eine sichere Energieversorgung (d.h. jederzeit genügend Strom aus der Steckdose).

Tabelle 2.5: Entscheidmotive von Nein-Stimmenden «Ausstieg»

Wahrnehmungen der Vorlage Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

Wir haben zuwenig Strom /  Energie 86 32 %
Wir haben keine Alternative zum Strom aus AKW 62 23 %
Bei einem Ausstieg ist die Energieversorgung nicht mehr 

gewährleistet 40 15 %
Die Initiative geht zu weit /  ist zu extrem 35 13 %
Ein Ausstieg macht uns vom Ausland abhängiger 34 13 %
Wirtschaftliche Nachteile eines Ausstiegs 18 7 %
Alternativenergien sind noch zuwenig entwickelt 9 3 %
Ein Ausstieg kostet Arbeitsplätze 4 2 %
Andere Contra-Motive 56 21 %

1 Zweifachnennungen möglich. N  =  265 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 13 Befragte).



3) Die Volksinitiative «Stopp dem Atomkraftwerkbau» 
(Moratorium)

Die Volksinitiative «Stopp dem Atomkraftwerkbau» verlangte, dass nach einer Annahme 
zehn Jahre lang keine Bewilligungen für neue Anlagen zur Produktion von Atomenergie 
erteilt werden dürfen. Das Initiativkomitee bezeichnete die Vorlage als moderate Forderung 
zu einer Denkpause und als Impuls für eine neue, ökologische Energieversorgung, basierend 
auf Alternativenergien. Für den Bundesrat war das Moratorium ein Schritt Richtung 
Ausstieg.

Tabelle 3.1: Inhaltliche Beschreibung der Vorlage «Moratorium»

Teilaspekt der Vorlage Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

lOjähriger Bau- und Planungsstopp für AKW 371 47 %
Bis ins Jahr 2000 keine AKW mehr bauen 160 20 %
Keine neuen AKW mehr bauen 144 18 %
Denkpause 67 8 %
Ausstieg aus der Atomenergie (in den nächsten 10 Jahren) 49 6 %
Förderung von Alternativenergien 44 6 %
(10 Jahre) keine neuen Bauten (Häuser, Strassen) mehr 33 4 %
10 Jahre alles so lassen, wie es jetzt ist 18 2 %
Andere Inhalte 8 1 %

1 Zweifachnennungen möglich. N = 795 (ohne die Kategorie «keine Angabe» =  210 Befragte).

Fast die Hälfte aller Antwortenden nannte den vollständigen Inhalt der Moratoriums- 
Initiative, einen 10jährigen Bau- und Planungsstopp für AKW  (Tabelle 3.1). Im Initiativtext 
nicht genannt sind hingegen der Atomausstieg, die Förderung von Alternativenergien und 
ein lOjähriger Baustopp für Häuser und Strassen.

3.1 Das Stimmverhalten nach Merkmalsgruppen

Während effektiv nur eine 55%-Mehrheit dem Moratorium zustimmte, wollen 64% der 
befragten Stimmenden diese Initiative angenommen haben. Trotz dieser grossen Differenz 
lassen die Antworten gültige Rückschlüsse auf das Stimmverhalten der einzelnen 
Merkmalsgruppen zu (vgl. Kapitel 7).

Die Abweichungen vom Stimmverhalten der verschiedenen Merkmalsgruppen bei der Mo­
ratoriumsinitiative zeigen im wesentlichen die gleichen Tendenzen wie bei der Ausstiegs­
initiative. Auch hier gibt es grosse Unterschiede zwischen den Geschlechtern, den Alters­
und Berufsgruppen sowie Mietern und Eigentümern. Wieder sind die Frauen, die Jungen, 
die Mieterinnen und die Schülerinnen bzw. Studierenden die überzeugtesten Befürwor­
terinnen.



Merkmal /  Kategorie

(N

Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

= mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in

Total effektiv 55

Total VOX 64

Geschlecht:2
Männer 58 — 6
Frauen 71 + 7

Alter:2
20-29jährige 79 + 15
30-39jährige 73 + 9
40-49jährige 62 — 2 •
50-59jährige 55 — 9
60-69jährige 57 — 7
70jährige und älter 51 — 13

Schulbildung:
Obligatorische Schulen 56 — 8
Berufsschule u.ä. 66 + 2
Gymnasium, Universität 67 + 3

Berufliche Stellung:
Vollerwerbstätige total 64 0

Selbständige, Leitende Angestellte 54 — 10
Landwirte 50 — 14
Angest. und Beamtinnen in mittl. Stellung 69 + 5
Übrige Angestellte und Beamtinnen 71 + 7
Arbeiterinnen 63 — 1

Nur Teilerwerbstätige 71 + 7
Nicht-Erwerbstätige total 62 — 2

in Ausbildung 83 + 19
im Haushalt tätig 66 + 2
in Pension 57 — 7

Konfessionszugehörigkeit:3
reformiert 63 — 1
katholisch 63 — 1
konfessionslos 82 + 18

Eigentumsverhältnisse:2
Hauseigentum 50 — 14
Miete /  Pacht 74 + 10

Ansässigkeit:3
weniger als 5 Jahre am Ort 78 + 14
mehr als 5 Jahre am Ort 61 — 3



Merkmal /  Kategorie

(N

Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

= mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in Prozentpunkten

Sprachzugehörigkeit:3
Deutsche Schweiz 61 — 3
Französische Schweiz 71 + 7
Italienische Schweiz 88 + 24

Siedlungsart:2
Grossstädtische Agglomerationen 75 + 11
Mittel- /  kleinstädtische Agglomerationen 64 0
Landgemeinden 54 — 10

1 Insgesamt gaben 63% an, Ja  gestimmt zu haben, 35% Nein und 3%  leer. Die Werte in der Tabelle beziehen 
sich au f die materiell Stimmenden.

2 Das M erkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p <  1 °7o (Chi-Quadrat-Test).
3 Das M erkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit \°7o <  p <  5°7o (Chi-Quadrat-Test).

Die meisten Gegnerinnen finden sich wiederum bei den Männern, den älteren Befragten 
(diesmal besonders die 70-84jährigen), den Selbständigen und leitenden Angestellten (und 
der kleinen Gruppe der Landwirte) sowie den Hauseigentümerinnen. Gewichtiger als beim 
Ausstieg sind die Unterschiede nach Siedlungsart: Personen aus grossstädtischen Agglome­
rationen stimmten eher dafür, solche vom Land eher dagegen.

Auch in Tabelle 3.3 zeigen sich auf allen Dimensionen deutliche Unterschiede im Stimm- 
verhalten. Auf der Seite der Ja-Stimmenden befinden sich am ausgeprägtesten die ganz 
links Politisierenden, die Anhängerinnen linker und grüner Parteien und die Postmateria- 
listlnnen. Auf der Nein-Seite hingegen sind die ganz Rechten, die FDP-Anhängerschaft und 
die Materialistlnnen.
Wiederum haben sich Mehrheiten der Parteianhängerschaften an die jeweiligen Parolen 
gehalten. Es fällt jedoch auf, dass 48% der Sympathisantlnnen der CVP und 44% jener 
der SVP Ja gestimmt haben.
Volle 78% der Nichtstimmenden hätten dem Moratorium zugestimmt, eine Differenz von 
14% zu den befragten Urnengängerlnnen.

3.2 Entscheidmotive

Die Themen ‘Sicherheit der AKW’ und ‘Entsorgung der radioaktiven Abfälle’ waren auch 
bei dieser Vorlage für einen Drittel der Ja-Stimmenden wichtige Gründe (siehe Tabelle 3.4). 
Noch häufiger wurden zwei einander sehr ähnliche Motive genannt, die beide eine Intensi­
vierung der Forschungsanstrengungen nach alternativen Energiequellen fordern. Taktisch 
argumentierten 4 Prozent der Befürworterinnen: bei einer Ablehnung der Ausstiegsinitia­
tive sei das Moratorium wenigstens ein kleiner Schritt in die richtige Richtung. Die Motive



Merkmal /  Kategorie Stimmverhalten Abweichung vom durch-
Ja in Prozent schnittlichen JaAnteil 

(N = mat. Stimmende) in %

Total effektiv 55
Total VOX 64
Parteiidentifikation:1

SVP 44 — 20
FDP /  LPS 27 — 37
CVP 48 — 16
LdU /  EVP 71 + 7
GPS 91 + 27
SPS 86 + 22
PdA 96 + 32
keine Parteibindung 67 + 3

Links/Rechts-Orientierung1
ganz links 100 + 36
links 84 + 20
mitte 49 — 15
rechts 43 — 21
ganz rechts 17 — 47
kann sich nicht entscheiden 82 + 18

Materialismus/Nachmaterialismus-Orientierung1
rein materialistische Werte 36 — 28
gemischte Werte 56 — 8
rein nachmaterialistische Werte 85 + 21

1 Das Merkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p < 1 % (Chi-Quadrat-Test)
2 Das Merkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit 1% < 5% (Chi-Quadrat-Test)

Tabelle 3.4: Entscheidmotive von Ja-Stimmenden «Moratorium»

Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant-
wortenden

Baustopp gibt 10 Jahre Zeit, um nach Alternativ­
energien zu forschen 76 23 %

Damit mehr nach Alternativenergien geforscht wird 74 22 %
AKW sind unsicher, gefährlich /  mehr Sicherheit

ohne AKW 69 21 %
Das Abfallproblem ist nicht gelöst 40 12 %
Baustopp gibt 10 Jahre Zeit, um die AKW sicherer zu

machen 22 7 %
Wir haben genügend Strom /  Energie 21 6 %
Damit vermehrt Energie gespart wird 15 4 %
Aus Umweltschutzgründen 13 4 %
Wenn die Ausstiegs-Initiative abgelehnt wird, wird

wenigstens die Moratoriums-Initiative angenommen 12 4 %
Tschernobyl 7 2 %
Andere Pro-Motive 52 15 %

1 Zweifachnennungen möglich. N = 336 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 19 Befragte).



‘Umweltschutz’ und ‘Tschernobyl’ sind auch hier mit 4 Prozent beziehungsweise 2 Prozent 
der Nennungen am Schluss anzutreffen.

Tabelle 3.5: Entscheidmotive von Nein-Stimmenden «Moratorium»

Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

Wir haben zuwenig Strom /  Energie 54 29 %
Wir haben keine Alternative zu Strom aus AKWs 32 17 %
Die Moratoriums-Initiative bringt einen Teilausstieg 9 5 %
Ein Moratorium macht uns vom Ausland abhängiger 9 5 %
Wir verlieren gute Fachkräfte ans Ausland 5 3 %
Atomenergie ist sauberer als ö l ,  Kohle, Gas 2 1 %
Andere Contra-Motive 90 49 %

1 Zweifachnennungen möglich. N =  184 (ohne die Kategorie «keine Angabe» =  16 Befragte).

Gegnerinnen der Moratoriumsinitiative argumentierten sehr ähnlich wie beim Atomaus­
stieg (Tabelle 3.5). Vor allem die Angst vor einem Strommangel bewegte sie. Überzeugte 
Atomenergie-Befürworterlnnen («Atomenergie ist sauberer») sind lediglich 1 % aller Nein- 
Stimmenden. Im übrigen wurden die Befragten, die der Initiative ablehnend gegenüber­
standen, von einer Vielzahl von Nein-Motiven geleitet, welche nicht zu klaren Gruppen zu­
sammengefasst werden können.
Beide Seiten argumentierten grundsätzlich ähnlich wie bei der Ausstiegsinitiative. Den Aus­
schlag zur Annahme gaben offenbar jene Personen, die auf die Entwicklung einer Alterna­
tive zum Atomstrom in einer 10jährigen Denkpause hofften. Die grössten Erwartungen 
setzen sie in erneuerbare Energieformen und umweltfreundliche Technologien.



4) Ausstiegs- und Moratoriumsinitiative im Vergleich

4.1 Das Stimmverhalten

266 der befragten Teilnehmer gaben an, zweimal Ja zu den Atominitiativen gestimmt zu 
haben; 191 zweimal Nein, und 83 Personen sagten zwar Nein zum Ausstieg, aber Ja zum 
Moratorium. 9 Personen wollten Ja zum Ausstieg und Nein zum Moratorium gestimmt 
haben; diese Gruppe wird wegen der geringen Fallzahl nicht weiter untersucht.
Bei nahezu allen Merkmalsgruppen finden wir eine höhere Unterstützung für die von einem 
separaten Komitee lancierte Moratoriumsinitiative. Es verfing also nicht bei allen Befrag­
ten, beide Initiativen in ihren Auswirkungen als gleich zu bezeichnen -  selbst für die homo­
genen Gruppen von Gegnerinnen lässt sich ein differenziertes Stimmverhalten nachweisen.

Zum Vergleich: 1984 bei der Abstimmung über die Atom- und Energieinitiative erzielten 
beide Vorlagen ein nahezu identisches Resultat. Die Differenz zwischen den Ja-Anteilen 
betrug damals lediglich 0.8 Prozent . Damals wurden die Initiativen offenbar als iden­
tisch beurteilt, obwohl sie doch ziemlich verschiedene Inhalte hatten.
Welche Personen haben sich nun 1990 für ein Nein zur Ausstiegsinitiative und für ein Ja 
zum Moratorium entschieden? Total 83 Befragte gaben an, an die Urne gegangen zu sein 
und so abgestimmt zu haben. Vergleicht man diese Gruppe mit dem Rest, besteht er aus 
überdurchschnittlich vielen Männern und jüngeren Jahrgängen bis 40. Es finden sich dabei 
weniger Personen mit tiefem Bildungsabschluss; weniger, die sich links einstufen oder SP- 
Anhängerlnnen sind, und gar keine, die mit der GPS sympathisieren. Übervertreten sind 
dagegen Befragte mit mittlerem und rechtem politischen Standort -  aber ohne Sympathien 
für eine bestimmte Partei. Betrachtet man die Werthaltungen, überwiegen Befragte mit 
gemischten Werten. Vereinfacht ausgedrückt haben jüngere, parteimässig ungebundene 
Männer der rechten Mitte zur Annahme des Moratoriums beigetragen. 
Ausschlaggebend für die Annahme des Moratoriums sind aus unserer Sicht insbesondere 
folgende Faktoren: Ein gestiegenes und wachsendes Umweltbewusstsein in bürgerlichen 
Kreisen. Dies wird in unserer Befragung am Beispiel der SVP-Sympathisantlnnen deutlich. 
1984 hatten die der SVP nahestehenden Befragten sowohl die Atom- als auch die Energie­
initiative klar abgelehnt. 1990 war die Ablehnung viel weniger ausgeprägt. Eine ähnliche 
Verschiebung hat sich ansatzweise auch in den übrigen bürgerlichen Parteien abgespielt. 
Von 1979 bis 1984 nahm die bürgerliche Unterstützung von Anti-Atom-Initiativen um rund 
10 Prozent ab ; seither ist diese Unterstützung eher wieder im Wachsen begriffen. Ebenso 
wichtig, wenn nicht noch bedeutsamer ist der Umstand, dass insbesondere auch die Partei­
ungebundenen heute wesentlich kritischer zur Atomenergie eingestellt sind, als noch vor 
wenigen Jahren.

5 VOX-Analyse Nr. 23, Zürich, Dezember 1984.
6 VOX-Analyse Nr. 23, Zürich, Dezember 1984.



Grafik 4.1: Ausstiegs- und Moratoriumsinitiativen 
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4.2 Argumente zur Atomenergie

Tabelle 4.1: Bewertung von Pro-Argumenten zur Atomenergie 
(Zeilenprozentuierung)

einverstanden nicht einver­
standen

keine Angabe

«Die Baustopp-Initiative ist ein erster I 66 22 12
Schritt zum Ausstieg aus der Kern­ II 85 10 5
energie.» III 57 41 2

IV 55 39 6

«Ein Ausstieg der Schweiz aus der I 50 38 12
Kernenergie würde uns in eine grössere II 20 69 11
Abhängigkeit vom Ausland treiben. III 67 25 8
Wir müssten zusätzlich Strom 
importieren.»

IV 90 7 3

«Angesichts des steigenden Energie­ I 46 46 8
verbrauchs sind wir auch inskünftig 11 14 81 5
auf die Atomenergie angewiesen.» III 60 34 6

IV 88 11 1

«Das Kernenergie-Moratorium engt 1 44 44 12
die Handlungsfreiheit in der Energie­ II 30 57 13
politik ein.» III 31 59 10

IV 68 21 11

«Die wirtschaftlichen Folgen eines I 36 51 13
Ausstiegs aus der Atomenergie II 12 82 6
wären untragbar.» III 52 37 11

IV 77 18 5

«Ein lOjähriger Bau- und Bewilli­ I 35 52 13
gungsstopp erschwert den An­ II 22 71 7
schluss an die internationalen Ent­ III 31 64 5
wicklungen im Bereich der Kern­
energie.»

IV 67 26 8

1 Für alle folgenden Tabellen in diesem Kapitel gibt es drei G ruppen von materiell Stimmenden. Die erste nahm 
sowohl den Ausstieg als auch das M oratorium  an (II), die zweite stimmte nur dem M oratorium  zu und lehnte 
den Ausstieg ab (III), die dritte verwarf beide Vorlagen (IV). Alle Angaben in Prozent. I =  Total Befragte

Insgesamt haben wir neben dem Total aller Stimmberechtigten drei Gruppen in ihrer Hal­
tung zu verschiedenen vorgegebenen Argumenten untersucht (Tabelle 4.1). Die eindeutigen 
Atomgegnerinnen (zweimal Ja-Stimmende) und die eindeutigen Atombefürworter Innen 
(zweimal Nein) zeigten erwartungsgemäss immer die ausgeprägtesten Antwortvertei­
lungen.
Von den Argumenten, die gegen beide Atominitiativen ins Feld geführt wurden, konnte nur 
eines eine Mehrheit der Stimmberechtigten überzeugen: bei einer Annahme des Ausstiegs 
wurde eine vermehrte Abhängigkeit der Schweiz von Stromimporten erwartet. Ein Patt er-



gab sich bei der Frage, ob auf Atomenergie verzichtet werden könne7. Alle anderen Pro- 
Atom-Argumente wurden von einer (manchmal knappen) Mehrheit der Stimmberechtigten 
abgelehnt und nur von den zweimal Nein-Stimmenden unterstützt.
Immerhin erwarteten 20 Prozent der Ausstiegs-Befürworterlnnen, dass die Annahme der 
Ausstiegsinitiative zu einer grösseren Abhängigkeit der Schweiz von Stromimporten führen 
würde. Und 30 Prozent bei beiden Gruppen, die das Moratorium wollten, glaubten, dass 
so der energiepolitische Handlungsspielraum eingeschränkt werde.
Interessant ist die Bewertung der Aussage, das Moratorium sei der erste Schritt zum Aus­
stieg. Im Abstimmungskampf wurde es eher von den Initiativgegnerinnen verwendet. Nach 
der Abstimmung waren Mehrheiten in allen untersuchten Gruppen dieser Meinung -  bei 
den Befürworterinnen beider Vorlagen war diese Mehrheit noch wesentlich ausgeprägter.

Wie unterscheidet sich das mittlere Lager -  das ein Moratorium wünscht, aber den Ausstieg 
ablehnt -  in seinen Meinungen von den beiden anderen Gruppen ? Jeweils kleiner werdende 
Mehrheiten sind davon überzeugt, dass uns ein Ausstieg vom Ausland abhängig mache, 
wir weiterhin auf die Atomenergie angewiesen seien und die wirtschaftlichen Folgen eines 
Ausstiegs untragbar wären. Darum ist die mittlere Gruppe gegen die Ausstiegsinitiative ein­
gestellt; es zeigt bei diesen Argumenten eine Antwortverteilung, die sehr nahe bei jener 
der eindeutigen Atombefürworterlnnen liegt. Die Mittelgruppe ist wie die eindeutigen 
Atomgegnerinnen nicht der Meinung, dass damit der internationale Anschluss verpasst 
oder die energiepolitische Handlungsfreiheit verkleinert würde. Das «differenziert» stim­
mende Lager erwartete also mehrheitlich, dass mit dem Moratorium nichts zu verlieren sei; 
der definitive Abschied von der Atomenergie wäre ihm aber zu riskant.

Alle vorgelegten Argumente, die für die Atominitiativen sprechen, wurden von einer 
Mehrheit der Stimmberechtigten bejaht (Tabelle 4.2). Mindestens drei Viertel aller Befrag­
ten glaubten, dass Alternativenergien wirtschaftlich seien, die radioaktiven Abfälle nicht 
sicher beseitigt werden könnten und dass zuviel Strom verschwendet werde. Diese drei Argu­
mente fanden auch Mehrheiten bei den Gegnerinnen beider Initiativen.
Bei den restlichen Aussagen entsprachen die Einstellungen dem Abstimmungsverhalten: 
die zweimal Ja-Stimmenden pflichteten den Anti-Atom-Argumenten zu, die zweimal Nein- 
Stimmenden lehnten sie ab. Immerhin glaubte mehr als ein Fünftel der Initiativgegner­
innen, dass der Ausstieg in 20-25 Jahren machbar sei, und fast ein Drittel, dass die Nutzung 
der Atomenergie heute zu gefährlich sei.

Eine knappe Mehrheit der Mittelgruppe, welche dem Moratorium an der Urne zur An­
nahme verholfen hat, glaubt nicht, dass der Ausstieg machbar sei. Damit ist sie näher beim 
Zweimal-Nein-Lager. Dass aber bei dieser Gruppe 45 Prozent den totalen Verzicht auf 
(inländische) AKW innert 25 Jahren für machbar halten und trotzdem Nein zum Ausstieg 
stimmen, ist ein weiterer Hinweis dafür, dass viele Personen bei einer Annahme der

7 Die Frage wurde auch etwas anders -  ohne die erwähnte Annahme eines steigenden Energiever­
brauchs -  gestellt. Dabei entschieden sich 51 % der Stimmberechtigten für die Aussage «Wir sind 
nicht auf Atomkraftwerke angewiesen. Der Strom kann auch anders produziert werden.» 31 % 
hingegen meinten «Wir sind auf Atomkraftwerke angewiesen. Es gibt dafür keinen wirklichen 
Ersatz.» 18% konnten sich nicht entscheiden.



Tabelle 4.2: Bewertung von Contra-Argumenten zur Atomenergie 
(Spaltenprozentuierung)

einverstanden nicht einver­
standen

keine Angabe

«Es wird heute zuviel Strom ver­ I 92 7 1
schwendet. Wir brauchen jetzt ver­ II 96 3 1
stärkte Anstrengungen, um Strom III 93 7 0
zu sparen.» IV 88 10 2

«Die radioaktiven Abfälle können I 75 17 8
nicht sicher beseitigt werden.» II 88 7 5

III 73 22 5
IV 54 38 8

«Solarenergie und andere erneuer­ I 74 19 7
bare Energien sind technisch so 11 90 8 2
ausgereift, dass sie wirtschaftlich III 79 19 2
genutzt werden können. Zusätzliche 
Forschungsgelder für erneuerbare 
Energien werden diese Entwicklung 
noch beschleunigen.»

IV 57 39 4

«Die Atomenergienutzung ist nach I 67 27 6
dem heutigen Stand von Wissenschaft II 93 5 2
und Technik zu gefährlich. Wir III 64 34 2
brauchen eine Denkpause.» IV 31 68 1

«Der Ausstieg aus der Atomenergie I 59 30 11
ist in der Schweiz in den nächsten II 87 8 5
20-25 Jahren machbar.» III 45 51 4

IV 22 67 11

«Weitere Kernkraftwerke sind nicht I 50 36 14
nötig. Die Schweiz produziert ja 11 70 15 14
selber zuviel Strom, den wir dann III 49 31 19
ins Ausland exportieren müssen.» IV 20 71 9

Initiative mit einem sehr raschen Ausstieg rechneten. Das Pro-Komitee hat es verpasst, mit 
einer Angabe des Zeitpunktes für den Ausstieg im Initiativtext einen Teil des mittleren 
Lagers auch bei dieser Abstimmung für sich zu gewinnen. Umgekehrt gelang es den Gegner­
innen nicht, die Mittelgruppe davon zu überzeugen, dass das Moratorium zu gleichen 
Auswirkungen wie der Ausstieg führe. Bei allen anderen Contra-Argumenten ist die Mittel­
gruppe näher bei den zweimal Ja-Stimmenden.
Interessant ist der Vergleich mit einer Studie, die im Vorfeld der Abstimmung erstellt 
wurde*. Sie basiert u.a. auf einer im Juni 89 bei 1066 Stimmberechtigten durchgeführten 
Befragung. Bei den vergleichbaren Anti-AKW-Argumenten zeigen sich ähnliche Akzep-

8 C. Longchamp: Schlussfolgerungen aus dem Projekt ‘Einstellungen und Verhaltensweisen gegen­
über Kernkraftwerken’, FSP, Bern 1990.



tanzwerte: 1989 stimmten 79 Prozent der Befragten mit der Meinung überein, dass die Ent­
sorgung der radioaktiven Abfälle ein Problem sei, 1990 waren es 76 Prozent. In identischer 
Reihenfolge überzeugten bei beiden Untersuchungen die Anti-Atom-Themen «Sicherheit 
der AKW» und «Machbarkeit des Ausstieges»: 61 Prozent 1989 und 68 Prozent 1990 hielten 
die Atomenergie für zu gefährlich. 45 Prozent 1989 und 59 Prozent 1990 glaubten, dass 
ein Atom-Ausstieg machbar sei. Die Polarisierung im Vorfeld der Abstimmung hat also 
eher zu einer verstärkten Unterstützung der Anti-AKW-Argumente geführt, insbesondere 
bei der Frage der Machbarkeit eines Ausstieges. Dass aber Einstellungen nicht dasselbe sind 
wie (Abstimmungs-)Verhalten, zeigt sich gerade am Beispiel der Einstellungen zur Mach­
barkeit des Ausstiegs.

Insgesamt zeigt sich bei den Einstellungen der Schweizerinnen und Schweizer eine etwas 
atomkritischere Haltung als bei ihrem Abstimmungs-Verhalten.

4.3 Ausgewählte Grundhaltungen zur Atomenergie und zur Energiepolitik

Tabelle 4.3: Einstellungen zu Atomkraftwerken

Total
Ja/Ja

Befragte
Nein/Ja Nein/Nein

Man kann ohne weiteres noch einige AKW 
bauen 3 1 1 8

Wenn nötig, kann man noch ein weiteres 
AKW bauen 24 3 23 69

Man sollte keine weiteren AKW bauen 41 42 62 19
Man sollte keine weiteren AKW bauen 

und alle bereits bestehenden still­
legen 26 51 10 1

Keine Angabe 6 3 4 3

Neben der Frage nach dem Entscheid an der Urne wurden den Befragten auch vier grund­
sätzliche Meinungen zu Atomkraftwerken in der Schweiz vorgelegt (Tabelle 4.3). Dabei 
ergab sich ein differenzierteres Bild als beim reinen Ja/Nein-Entscheid zu den zwei Initiati­
ven. Von den Befürworterinnen der Option Atomenergie will nur eine verschwindende 
Minderheit einen bedenkenlosen Ausbau dieser Energieform. Und immerhin ein Fünftel 
wäre eigentlich gegen den Bau von weiteren Atomkraftwerken! Auf der anderen Seite ent­
scheidet sich nur die Hälfte der Befürworterinnen der Ausstiegsinitiative explizit für das 
Szenario des Ausstieges. Die Mittelgruppe zeigt erwartungsgemäss eine deutliche Präfe­
renz für das Moratorium, alle anderen Möglichkeiten finden weit weniger Zustimmung. 
Insgesamt spricht sich eine Zweidrittelsmehrheit der Stimmberechtigten (also auch jener 
Leute, die nicht an der Abstimmung teilgenommen haben) gegen den Bau von weiteren 
AKWs aus, während ein Ausstieg nur von einer Minderheit (26%) unterstützt wird. Der



Abstimmungsausgang entspricht also nicht einem Zufallsresultat, sondern spiegelt die 
noch eindeutigeren Überzeugungen der Schweizer und Schweizerinnen wider.

Grafik 4.3 zeigt die Antworten auf diese Frage im Zeitverlauf. Schon 1984 sprach sich eine 
knappe Mehrheit gegen den Bau weiterer AKWs aus. Bei der Wiederholung der Frage 1989
-  schon in einem deutlichen Abstand von der Katastrophe in Tschernobyl -  waren die Atom- 
befürworterlnnen deutlich geschrumpft und umfassten nicht einmal mehr einen Viertel der 
befragten Personen. Im September 90 haben die Energieabstimmungen zu einer verstärkten 
Polarisierung geführt: Die Gruppe «man sollte keine weiteren AKW bauen» nahm ab, wäh­
rend alle anderen Meinungen zulegten -  sowohl die «harten» und «weichen» Kernenergie- 
Befürworterlnnen als auch die Kernenergie-Gegnerinnen.

Die Abschwächung des Tschernobyl-Effektes zeigt sich noch deutlicher in Grafik 4.4 an­
hand der allgemeineren Frage nach den Risiken der Atomenergie. 19869, gerade nach 
Tschernobyl, hielten sie noch 25 Prozent für tragbar, 61 Prozent waren vom Gegenteil 
überzeugt. Von 1986 bis 1990 erhöhte sich der Anteil der ersteren auf 32 Prozent, da­
gegen hielten nur noch 54 Prozent die Risiken der Atomenergie für nicht tragbar -  ein 
Meinungsumschwung von 7 Prozent.

Tabelle 4.4: Zukünftige Energiesituation in der Schweiz

Total
Befragte Ja/Ja

Stimmende 
Nein/Ja Nein/Nein

Wir sollten . . .
. . .  Energie sparen und gleichzeitig her­

kömmliche Energiequellen wie Wasser, 
Gas, Kohle und Erdöl nutzen 18 12 16 24

. . .  Energie sparen, keine neuen Kraft­
werke bauen und intensiv nach neuen 
Energiequellen wie Erdwärme, Son­
nenenergie und Wind forschen 60 81 65 35

. . .  Energie sparen und vor allem Kern­
energie produzieren, um vom Erdöl 
weniger abhängig zu werden 10 1 11 25

Keine Angabe 12 6 8 17

Bei der Frage nach der zukünftigen Energiesituation (Tabelle 4.4) wurden drei mögliche 
Szenarien vorgeschlagen. Auch hier zeigt sich der deutliche Wunsch nach dem vermehrten 
Einsatz der alternativen Energie. Sogar die Gegnerinnen der Initiativen sprechen sich zu­
erst für Energiesparen, Forschung nach neuen Energieformen und den Verzicht auf neue 
Kraftwerke aller Art aus -  vor der erhöhten Produktion von Atomstrom. Trotzdem sind 
sie alternativen Energien gegenüber am skeptischsten, denn auch der Anteil jener, die das

9 Univox-Umfrage zum Thema «Umwelt», GfS und IDHEAP Zürich 1986.
10 Univox-Umfrage zum Thema «Umwelt», GfS und IDHEAP Zürich 1988.



Grafik 4.3: Einstellungen zu Atomkraftwerken -  Trends in den 80er Jahren 
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Grafik 4.4: Risiken der Atomenergie -  Trends in den 80er Jahren 
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konventionelle Energieszenario unterstützen, liegt bei ihnen am höchsten. Auffallend ist 
der überdurchschnittliche Anteil der Unentschiedenen unter den (harten) Atombefür- 
worterlnnen. Die Antwortverteilung bei der mittleren Gruppe entspricht ziemlich genau 
dem Durchschnitt aller Befragten. Offenbar sind es diese Personen, welche die gegen­
wärtigen Präferenzen am genauesten ausdrücken.
Drei (nahezu) identisch formulierte Energieszenarien legte 1984 die VOX-Analyse zur 
Atominitiative den Befragten vor. In den dazwischenliegenden sechs Jahren verloren so­
wohl das konventionelle als auch das atomare Szenario an Gewicht. Zu einer deutlichen 
absoluten Mehrheit angewachsen sind jene, die generell gegen neue Kraftwerke und für die 
intensive Forschung nach neuen alternativen Energiequellen eintreten (Grafik 4.5).

Grafik 4.5: Energieszenarien -  Trends in den 80er Jahren
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Total
Befragte

Stimmende 
Ja/Ja 
in %

Nein/Ja 
in %

Nein/Nein  
in %

«Nur ein Ausstieg aus der Atomenergie und 
damit eine konsequente Energiesparpolitik 
tragen zur Reduktion des Treibhauseffektes 
bei.» 17 37 13 3

«Ein Ausstieg aus der Atomenergie würde 
der Umwelt schaden. AKWs erzeugen kein 
Kohlendioxid und ermöglichen darum 
eine Reduktion des Treibhauseffektes.» 8 3 8 24

«Zur Reduktion des Treibhauseffektes 
braucht es beides: eine konsequente Ener­
giesparpolitik und die Nutzung der Kern­
energie.» 22 10 43 37

«Zu diesem Thema hört man viele wider­
sprüchliche Expertenmeinungen. Leute 
wie ich kommen da nicht mehr nach.» 36 32 25 28

Keine Angabe 17 18 10 8

Tabelle 4.6: Endlager fü r  atomare Abfälle

Total
Befragte

Stimmende 
Ja/Ja 
in %

Nein/Ja 
in %

Nein/Nein  
in %

«Die nötigen Endlager sollen auf jeden 
Fall in der Schweiz gebaut werden.» 31 34 30 38

«Falls geeignete Standorte gefunden 
werden, sollen Endlager in der Schweiz 
gebaut werden.» 35 28 43 49

«Solche Endlager sollen in der Schweiz 
nicht gebaut werden.» 19 22 16 7

Keine Angabe 15 16 11 6

Keine allzu grossen Meinungsdifferenzen sind zwischen den drei Gruppen bei der Frage 
der Errichtung von Endlagern für atomare Abfälle auszumachen (siehe Tabelle 4.6). 
Atombefürworterlnnen sind eher dafür, soweit möglich Lagerstätten in der Schweiz zu 
bauen; aber auch eine Mehrheit der Gegnerinnen der Kernenergie ist der Auffassung, dass 
die Abfälle in der Schweiz gelagert werden sollen, falls geeignete Standorte gefunden 
werden.



Total
Befragte

Stimmende 
Ja/Ja 
in %

Nein/Ja 
in %

Nein/Nein 
in %

«Unsere AKW sind sicherer als solche im 
Ausland.» 37 21 46 69

«AKW in der Schweiz oder im Ausland 
sind gleich sicher oder unsicher.» 48 66 42 24

«Die ausländischen AKW sind eher 
sicherer als die schweizerischen.» 1 1 1 0

Keine Angabe 14 12 11 7

Tabelle 4.7 zeigt den Meinungsvergleich zur Sicherheit von AKWs. Durchs Band weg 
glaubt nur 1 Prozent, dass ausländische Kraftwerke sicherer seien als schweizerische. Ge­
mäss der Parole «Tschernobyl ist überall» sagte eine deutliche Mehrheit der beiden Initiati­
ven Zustimmenden, alle AKW seien gleich sicher beziehungsweise unsicher.

Tabelle 4.8: Ökonomische Aspekte von Atomkraftwerken

Total Stimmende
Befragte Ja/Ja 

in %
Nein/Ja  
in %

Nein/Nein 
in %

Arbeitsplätze

«Die Arbeitsplätze in der Schweiz können 
auch ohne AKW gesichert werden.» 56 86 51 18

«Die Arbeitsplätze in der Schweiz wären 
ohne den Strom aus AKW nicht ge­
sichert.» 25. 4 27 66

Keine Angabe 19 10 22 16

Strompreise

«Der Strom aus AKW ist teuer. Darum 
steigen die Strompreise.» 30 46 23 17

«Der Strom aus AKW ist billig. Darum 
werden Strompreiserhöhungen ausge­
schlossen.» 22 11 27 46

Keine Angabe 48 43 50 37

Ökonomische Argumente waren diesmal weder im Abstimmungskampf noch bei der Ent­
scheidung an der Urne von grösser Bedeutung (Tabelle 4.8). Fragt man nach der Arbeits­
platzsicherheit, erklären Mehrheiten in zwei der drei Untergruppen, die Arbeitsplätze seien 
auch ohne Atomstrom gesichert. Lediglich die zweimal Nein-Stimmenden fürchten bei 
einem Ausstieg um Arbeitsplätze. Die VOX-Analyse von 1984 zeigte bei den Zustim-



menden und Ablehnenden der damaligen Atominitiative eine etwas grössere Angst vor 
Arbeitsplatzverlusten.

Was haben AKW mit dem Strompreis zu tun ? Die Hälfte aller Befragten ist bei dieser Frage 
unschlüssig. Von den Antwortenden glauben etwas mehr, dass Atomstrom eher teuer als 
billig sei. Aber in keiner Gruppe ist die Antwortverteilung sehr eindeutig. Zwischen den 
VOX-Analysen von 1984 und 1990 verstärkte sich in beiden Lagern die Ansicht, dass Atom­
strom billig und daher Strompreiserhöhungen ausgeschlossen seien.

Tabelle 4.9: Neue Kraftwerke nach Ablauf des Moratoriums in der Nähe des Wohnortes

Total
Befragte

Stimmende 
Ja/Ja 
in %

Nein/Ja 
in %

Nein/Nein  
in °7o

-  Ich würde mich wehren 54 78 55 17
-  Ich hätte nichts gegen den Bau einzu­

wenden 23 3 22 65

Keine Angabe 23 19 23 18

Nach Ablauf des 10jährigen Moratoriums ist der Bau eines neuen AKW in der Schweiz 
wieder möglich. Falls dies dann in der Nähe des eigenen Wohnortes geschehen sollte, wol­
len sich drei Viertel der Atomgegnerinnen wehren (Tabelle 4.9). Von den Personen, welche 
beide Initiativen ablehnten, sind es 17 Prozent und bei der Mittelgruppe immerhin 55 Pro­
zent, die in einem solchen Fall einen Bau bekämpfen wollen.



5) Der Energieartikel

Der erste Vorschlag für einen Energieartikel in der Bundesverfassung wurde 1983 abgelehnt. 
Zwar hiess ihn die Mehrheit der Stimmenden gut, aber er scheiterte knapp am Ständemehr. 
Von zwei Seiten wurde er bekämpft: den einen ging er zu weit, den anderen zuwenig weit. 
Die Neuauflage des Energieartikels hingegen fand breite Zustimmung. Nach dessen 
Annahme soll der Bund in Absprache mit den Kantonen Grundsätze für den sparsamen 
Energieverbrauch und Vorschriften für die Entwicklung von Energietechniken -  etwa im 
Bereich des Energiesparens und der erneuerbaren Energien -  erlassen.

Tabelle 5.1: Inhaltliche Beschreibung der Vorlage «Energie-Artikel»

Teilaspekte der Vorlage Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

Energie /  Stromspargesetz
Verfassungsartikel, der dem Staat die Grundlage für ein

317 49 %

Energie /  Stromspargesetz gibt 140 22 %
Förderung von Alternativenergien 111 17 %
Mehr Kompetenzen für den Bund /  Staat 
Zusätzliche Mittel für die Forschung nach Alternativ­

91 14 %

energien 23 4 %
Energiesteuer 19 3 %
Alternative zum Ausstieg aus der Atomenergie 9 1 °7o

1 Zweifachnennungen möglich. N = 649 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 356 Befragte).

Mehr als ein Drittel aller Befragten konnte keine Auskunft geben, was der Energieartikel 
beinhalte. Bei den beiden Initiativen, die im Abstimmungskampf vor allem umstritten 
waren, waren es noch etwas weniger (beim Ausstieg), beziehungsweise etwas mehr (beim 
Moratorium) als ein Viertel gewesen, die keine Aussage machen konnten.
Fast die Hälfte der Antwortenden glaubte, dass bereits über ein Gesetz für sparsamen und 
rationellen Energieverbrauch abgestimmt wurde (siehe Tabelle5.1). Nur am zweithäufigsten 
wurde die Vorlage (zutreffend) als Verfassungsartikel bezeichnet. Der Unterschied besteht 
vor allem im Zeitraum, bis Energiesparvorschriften zu greifen beginnen. Berücksichtigt 
man die Nichtantwortenden, konnten also lediglich zirka 15 Prozent aller Befragten genau 
angeben, worum es bei dieser Vorlage ging -  ein deutliches Bild der Überforderung der 
Stimmbürger und -bürgerinnen.

5.1 Das Stimme erhalten der Merkmalsgruppen

Der Energieartikel erzielte an der Urne eine komfortable Mehrheit von 71 % Ja-Stimmen, 
bei der Nachbefragung ergab sich 72% Zustimmung.
Das Stimmverhalten zeigt etwa die gleichen Unterschiede zwischen den einzelnen Gruppen 
von Urnengängerlnnen wie bei den beiden Atominitiativen. Betrachtet man die gesell­



Merkmal /  Kategorie Stimmverhalten Abweichung vom durch-
Ja in Prozent schnittlichen Ja-Anteil

(N = mat. Stimmende) in %

Total effektiv 71

Total VOX 72

Geschlecht:2
Männer 71 — 1
Frauen 73 + 1

Alter:2
20-29jährige 85 + 13
30-39jährige 75 + 3
40-49jährige 69 — 3
50-59jährige 61 — 11
60-69jährige 63 — 9
70jährige und älter 74 + 2

Schulbildung:2
Obligatorische Schulen 63 — 9
Berufsschule u.a. 71 — 1
Gymnasium, Universität 81 + 9

Berufliche Stellung:
Vollerwerbstätige total 70 — 2

Selbständige, Leitende Angestellte 66 — 6
Landwirte 67 — 5
Angest. und Beamtinnen in mittl. Stellung 75 + 3
Übrige Angestellte und Beamtinnen 71 — 1
Arbeiterinnen 65 — 7

Nur Teilerwerbstätige 72
Nicht-Erwerbstätige total 73 + 1

in Ausbildung 95 + 23
im Haushalt tätig 70 — 2
in Pension 68 — 4

Konfessionszugehörigkeit:'
reformiert 69 — 3
katholisch 73 + 1
konfessionslos 87 + 15

Eigentumsverhältnisse:2
Hauseigentum 62 — 10
Miete /  Pacht 81 + 9

Ansässigkeit:3
weniger als 5 Jahre am Ort 83 + 11
mehr als 5 Jahre am Ort 70 — 2



Merkmal /  Kategorie Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

(N = mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in Va'

Sprachzugehörigkeit:
Deutsche Schweiz 70 — 2
Französische Schweiz 77 + 5
Italienische Schweiz 81 + 9

Siedlungsart:3
Grossstädtische Agglomerationen 75 + 3
Mittel- /  kleinstädtische Agglomerationen 77 + 5
Landgemeinden 66 — 6

1 Insgesamt gaben 68 °7o an, Ja gestimmt zu haben, 27% Nein und 5% leer. Die Werte in der Tabelle beziehen 
sich au f die materiell Stimmenden.

2 Das M erkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p <  1 °7o (Chi-Quadrat-Test).
3 Das M erkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit 1% <  p <  5%  (Chi-Quadrat-Test).

schaftlichen Merkmalsgruppen (Tabelle 5.2), haben die jüngsten, die in Ausbildung stehen­
den, die konfessionslosen und die weniger als 5 Jahre am gleichen Ort wohnhaften Personen 
sowie die Mieterinnen und Mittelschulabsolventlnnen den Artikel am deutlichsten an­
genommen. Beim Alter waren neben der jüngsten auch die älteste Gruppe überdurch­
schnittlich dafür. Grosse Gegensätze ergaben sich bei der Schulbildung und der Frage des 
Wohnungseigentums. Neben den 50-59jährigen wiesen die Personen mit obligatorischem 
Schulabschluss und die Eigentümerinnen die grössten Nein-Anteile auf. Letztere erwar­
teten wohl eher direkte Auswirkungen von Sparvorschriften als die Mieterinnen.

Bei den politischen Merkmalsgruppen ergaben sich die bekannten Gegensätze (Tabelle 5.3). 
Die Grünen, Linken und Nachmaterialistlnnen stimmten überdurchschnittlich zu -  Rechte 
und Materialistlnnen lehnten überdurchschnittlich ab. Unter den Parteisympathisantlnnen 
stimmten diejenigen des LdU am häufigsten mit Ja.
In allen untersuchten Gruppen -  ausser bei der sich ganz rechts einstufenden -  zeigt sich 
eine befürwortende Mehrheit, insbesondere auch bei allen Parteianhängerschaften. Dies 
war vor dem Urnengang nicht unbedingt zu erwarten gewesen, hatte doch die gesamtschwei­
zerische SVP Stimmfreigabe beschlossen und eine Reihe von FDP- und SVP-Kantonal- 
parteien die Nein-Parole herausgegeben .
Diejenigen Befragten, die angaben, nicht an die Urne gegangen zu sein, hätten den Energie­
artikel mit 79% angenommen. Bei einer höheren Stimmbeteiligung wäre die Zustimmung 
also noch deutlicher ausgefallen.
Der Vergleich des Stimmverhaltens bei beiden Atominitiativen und beim Energieartikel er­
gibt folgendes: bei den Personen, welche beide Initiativen annahmen, beträgt die Zustim­
mung zum Energieartikel 91 %. Bei den zweimal Nein-Stimmenden hingegen ist es nur eine 
Minderheit von 44%. Die Mittelgruppe der differenziert Entscheidenden unterstützt den 
Energieartikel mit 78%.

11 NZZ, 18.9.90.



Merkmal /  Kategorie Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

(N = mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in %

Total effektiv 71
Total VOX 72

Parteiidentifikation:1
SVP 62 — 10
FDP /  LPS 57 — 15
CVP 64 — 8
LdU /  EVP 100 + 28
GPS 85 + 13
SPS 87 + 15
(POCH /  PdA) 91 + 19
keine Parteibindung 69 — 3

Links/Rechts-Orientierung:1
ganz links 93 + 21
links 84 +  12
mitte 66 — 6
rechts 59 — 13
ganz rechts 33 — 39
kann sich nicht einordnen 66 + 6

Materialismus/Nachmaterialismus-Orientierung:1
rein materialistische Werte 59 — 13
gemischte Werte 67 — 5
rein nachmaterialistische Werte 83 +  11

1 Das M erkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p <  1 % (Chi-Quadrat-Test)
2 Das M erkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit 1% <  5% (Chi-Quadrat-Test)

5.2 Entscheidmotive

Drei der vier am häufigsten erwähnten Argumente für den Energieartikel (Tabelle 5.4) bezie­
hen sich auf das Energiesparen, das damit erleichtert werden soll. An zweiter Stelle erscheint 
wieder der Wunsch nach einer Förderung von Alternativenergien. Dass der Artikel dem 
Bund mehr Kompetenzen bringt, wird in 10 Prozent der Nennungen ausdrücklich begrüsst. 
5 Prozent der Antwortenden erwarten nur mit Vorschriften einen Erfolg beim Energie­
sparen.

Als Motiv für ihre Ablehnung des Energieartikels gaben lediglich 6 Prozent der Nein- 
Stimmenden als Argument an, die Schweiz habe genügend Energie und der Verfassungs­
artikel sei daher überflüssig (Tabelle5.5). Die Gegnerschaft entzündete sich vor allem daran, 
dass damit weitere Gesetze erlassen werden können. In zweiter Linie störte auch der damit 
verbundene Machtzuwachs für den Bund. Das erste Argument erinnert an das «weniger 
Staat»-Thema, das zweite hat auch eine föderalistische Komponente.



Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

Damit Energie gespart wird 101 29 %
Förderung von Alternativenergien 67 20 %
Eine gesetzliche Regelung des Energiesparens ist nötig 65 19 %
Der Energieartikel schafft die Voraussetzungen für Spar-

massnahmen 51 15 %
Der Energieartikel bringt mehr Kompetenzen für den

Bund 35 10 %
Energiesparen lässt sich nur mit Vorschriften erreichen 16 5 %
Eidgenössische Vorschriften sind wirksamer 13 4 %
Andere Pro-Motive 54 16 %

1 Zweifachnennungen möglich. N = 343 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 39 Befragte).

Tabelle 5.5: Entscheidmotive von Nein-Stimmenden «Energieartikel»

Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

Keine weiteren Vorschriften und Gesetze 59 46 %
Nicht noch mehr Kompetenzen für den Bund /  Staat 29 23 %
Wir haben heute genügend Strom /  Energie 8 6 %
Der Energieartikel benachteiligt den «kleinen Mann» 5 4 %
Andere Contra-Motive 31 24 %

1 Zweifachnennungen möglich. N = 127 (ohne die Kategorie «keine Angabe» =  23 Befragte).

5.3 Argumente zum Energieartikel

Alle vorgelegten, den Energieartikel unterstützenden Argumente (Tabelle 5.6) finden bei 
den Stimmberechtigten (relative) Mehrheiten. Dabei überzeugen vor allem die Aussagen, 
mit ihm könne der Energieverbrauch kontrolliert werden. Von der Wirksamkeit des Energie­
artikels als Mittel im Kampf gegen die Luftverschmutzung und den Treibhauseffekt sind 
schon weniger Befragte überzeugt, und seine europäische Dimension leuchtet nur noch 40 
Prozent der Befragten ein. Bei dieser letzten Frage konnten sich übrigens volle 37 Prozent 
nicht entscheiden.
Interessant ist, dass auch (relative) Mehrheiten der Nein-Stimmenden der Überzeugung 
sind, mit dem Verfassungsartikel könne der Energieverbrauch in den Griff bekommen und 
beschränkt werden. Ihnen scheint dieses Ziel jedoch weniger wichtig zu sein, als die 
Verhinderung neuer Reglementierungen des Bundes.



Tabelle 5.6: Bewertung von Pro-Argumenten zum Energieartikel 
(Zeilenprozentuierung)

einverstanden nicht einver­
standen

keine Angabe

«Der Energieartikel erlaubt es, den I 58 21 21
Energieverbrauch wirksam zu be­ II 77 13 10
schränken.» III 47 44 9
«Der Energieartikel bringt Vor­ I 58 18 24
schriften für Apparate, Installationen II 73 16 11
und Fahrzeuge, die es ermöglichen, III 57 25 18
den Energieverbrauch in den Griff
zu bekommen.»
«Eine Energiepolitik, wie sie der 1 51 20 29
Energieartikel anstrebt, ist ein wirk­ II 69 18 14
sames Mittel im Kampf gegen die III 31 43 26
Luftverschmutzung und den Treib­
hauseffekt.»
«Der Energieartikel entspricht den I 40 23 37
energiepolitischen Zielen der Euro­ II 57 18 25
päischen Gemeinschaft. Er ist des­ III 23 49 28
halb zu befürworten.»

Tabelle 5.7: Bewertung von Contra-Argumenten zum Energieartikel
(Zeilenprozentuierung)

einverstanden nicht einver­ keine Angabe
standen

«Der Energieartikel bringt zuwenig grif-1 41 31 28
fige Massnahmen für eine Reduktion II 54 33 13
des Energieverbrauchs. Weitergehende III 37 51 12
staatliche Massnahmen sind nötig.»
«Der Energieartikel bringt eine un­ I 30 48 22
erwünschte Einmischung des Staates II 20 71 9
in die Wirtschaft und führt zu einer III 63 27 10
Beschränkung der individuellen
Freiheit.»
«Die kantonalen Gesetze machen I 23 49 28
einen eidgenössischen Energieartikel II 15 71 14
überflüssig. Eine zentralisierte eid­ III 46 33 21
genössische Energiepolitik bringt
nur Einschränkungen für die Kantone.»
«Ein Energieartikel ist nicht nötig. I 22 59 19
Die heutige Gesetzgebung genügt als II 13 81 6
Grundlage für die Einführung von III 57 30 13
Energiesparmassnahmen.»
«Für die Sicherheit der Energiever­ I 17 61 22
sorgung braucht es keinen Energie­ II 10 80 10
artikel. Die Energievorräte sind III 35 50 15
genügend gross.»
I = Total Befragte II =  Ja-Stimmende III = Nein-Stimmende



Von den Stimmberechtigten werden ausser einem alle gegen den Energieartikel angeführten 
Argumente verworfen {Tabelle 5.7). Von der Gruppe der Gegnerinnen wird am kräftigsten 
die Aussage unterstützt, dass sich der Staat mit dem Artikel in die Wirtschaft einmische 
und die individuelle Freiheit beschränke. «Nicht (noch) mehr Staat» ist ihr Hauptargument
-  aber nur zu 35 Prozent glauben sie, dass die Energievorräte genügend gross seien und 
der Energieartikel darum abzulehnen sei.
Ein einziges Argument wird von einer relativen Mehrheit der Antwortenden unterstützt, 
nämlich dass der Artikel zuwenig griffig und weitergehende staatliche Massnahmen nötig 
seien. Auch 37 Prozent der Nein-Stimmenden sind dieser Ansicht! Eine mögliche Inter­
pretation wäre die Einteilung der Ablehnenden in zwei Gruppen: etwa zwei Dritteln bringt 
der Artikel zuviele staatliche und/oder zentralistische Eingriffe, sie sind mit der ersten 
Kontra-Meinung einverstanden. Etwa einem Drittel hingegen bringt er zuwenig griffige 
Massnahmen (sie unterstützen das 3. Argument) oder sie wollen zuerst das Ausführungs­
gesetz sehen und darum lehnen sie den Verfassungsartikel ab, obwohl keine Partei oder Um­
weltorganisation deswegen die Nein-Parole ausgegeben hatte.

5.4 Ausgewählte Grundhaltungen zum Energiesparen

59 Prozent aller Befragten (Tabelle 5.8) sind für den Erlass staatlicher Energievorschriften 
durch den Bund, 21 Prozent durch die Kantone und nur 8 Prozent finden staatliche Vor­
schriften irgendwelchen Ursprungs überflüssig. Opponentlnnen des Energieartikels sind 
eher dieser Meinung; trotzdem ist auch von ihnen nur ein Fünftel gegen jegliche staatliche 
Regelung. Auch bei ihnen votierte eine relative Mehrheit für eidgenössische Massnahmen. 
Interessant ist, dass bei dieser Gruppe das föderalistische Argument (Kantone sollen selber 
handeln) etwas wichtiger ist als die «weniger-Staat»-Maxime (überhaupt keine staatlichen 
Massnahmen).

Tabelle 5.8:

Total
Befragte

Stimmende
Ja Nein

Energiesparmassnahmen sollten . . .

. . .  für die ganze Schweiz einheitlich durch den Bund 
erlassen werden 58 72 42
. . . durch die einzelnen Kantone nach ihren speziellen 
Bedürfnissen erlassen werden 21 19 27
Staatliche Massnahmen sind nicht nötig 8 3 22

Keine Angabe 13 6 9

Mehr als 80 Prozent in allen untersuchten Gruppen befürworten Vorschriften, die nur noch 
Elektrogeräte mit wesentlich geringerem Energieverbrauch auf dem Markt zulassen und 
eine Deklaration des Verbrauchs verlangen (Tabelle 5.9). Ein Verbot von Elektrohei­
zungen oder die Verteuerung von Heizstrom hingegen finden nur bei den zum Energie-



einverstanden nicht einver­
standen

keine Angabe

«Angabe des Stromverbrauchs bei 92 6 2
Geräten, z.B. Kühlschränken, Wasch­ 95 4 1
maschinen, damit die Konsumenten 
wissen, wieviel Strom diese brauchen.»

11 92 5 3

«Nur noch solche elektrischen Geräte 84 13 4
zum Verkauf zulassen, die verglichen 89 9 2
mit den heute üblichen Geräten 
wesentlich weniger Strom brauchen.»

11 82 17 1

«Strengere Vorschriften für die Wärme­ 80 16 4
isolation bei Häusern mit fest instal­ 85 12 3
lierten Elektroheizungen.» II 68 31 1
«Verbot von neuen fest installierten 41 48 11
elektrischen Heizungen.» 48 42 10

II 33 61 6
«Der elektrische Strom, der für die 38 52 10
Heizung von Gebäuden gebraucht 48 44 8
wird, soll verteuert werden.» II 33 63 4

I =  Total Befragte II = Ja-Stimmende III = Nein-Stimmende

Grafik 5.1: Befürwortung von Energiesparmassnahmen
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artikel Ja-Stimmenden eine knappe Mehrheit. Staatliche Eingriffe zur Beschränkung des 
Stromverbrauchs beim Heizen werden offenbar als heikel empfunden und sind politisch 
kaum durchsetzbar. Zusätzliche Isolationsvorschriften bei Häusern mit Elektroheizungen 
hingegen finden eine breite Mehrheit.

Grafik 5.1 zeigt die unterschiedliche Einstellung zu diesen Energiesparmassnahmen 1983 
und 1990 . Bei allen vergleichbaren Vorschlägen für Energiesparmassnahmen hat die 
Akzeptanz in den sieben Jahren seit 1983 deutlich zugenommen . Befürwortet werden 
offenbar nur Massnahmen, die den Einzelnen nicht einschränken, vorzugsweise auf dem 
technischen Gebiet. Verbote und finanzielle Belastungen finden kaum eine Mehrheit.

Bei Vorschlägen, die Energie-Einsparungen über das Portemonnaie erzielen wollen, ist 
keine grosse Begeisterung festzustellen (siehe Tabelle 5.10 und 5.11). Schon bei der grund­
sätzlichen Frage nach der Einführung einer Energiesteuer, mit deren Ertrag energiesparende 
Investitionen unterstützt werden sollen oder die -  bei einem höheren Steuersatz -  als 
Lenkungsabgabe wirken könnte, winken 45 Prozent der Interviewten ab. Von den beiden 
genannten Möglichkeiten findet eher die Variante mit einer geringen Erhöhung der Energie­
preise zur Investitionsförderung Zustimmung. Einem finanziell erzwungenen Energie­
sparen stimmt lediglich ein Fünftel zu.

Tabelle 5.10: Steuer au f Energiepreise?

Total Stimmende
Befragte Ja Nein

in % in %

Energiepreise etwas erhöhen für energiesparende
Investitionen 28 37 14

Energiepreise so weit erhöhen, dass Energiesparen
erzwungen wird 18 25 13
Überhaupt keine Energiesteuer 45 32 66

Keine Angabe 9 6 7

Wieviel Energiesteuer wären Sie bereit zu zahlen ?

-  nichts 47 33 63
-  5 Prozent 19 20 20
-  10 Prozent 12 18 4
-  15 Prozent 5 7 3
-  30 Prozent 4 7 2
-  mehr als 30 Prozent 1 3 1
-  keine Angabe 12 12 7

12 VOX-Analyse Nr. 19, Zürich, April 1983.
13 Eine Einschränkung zur Vergleichbarkeit muss gemacht werden: 1983 lautete die Formulierung 

bei der ersten Massnahme: «Der elektrische Strom, der für die Heizung von Gebäuden verwendet 
wird, soll massiv verteuert werden.»



Bei der konkreten Frage, wieviel Aufschlag die einzelne Person zu bezahlen bereit wäre, zeigt 
sich das gleiche Bild. 5 Prozent Aufschlag oder mehr würden 41 Prozent akzeptieren, wäh­
rend 47 Prozent von gar keinen Abgaben wissen wollen. Einer Steuer von 15 Prozent oder 
mehr würden nur noch 10 Prozent der Antwortenden zustimmen. Besonders aktuell ist 
diese Frage angesichts der neuen Pläne des Bundesrates für eine C 0 2-Lenkungsabgabe . 
Nach den obigen Zahlen würde die vorgesehene C 0 2-Steuer (von durchschnittlich 22% 
auf fossile Brennstoffe) deutlich verworfen.

Eine Mehrheit hat den Energieartikel angenommen, um dem Bund die Möglichkeit zu 
geben, Sparmassnahmen durchzusetzen. Im kommenden Gesetz dürften indessen nur 
‘weiche’ Massnahmen eine Chance haben. Einschneidende Verbote und Steuern zum Zweck 
des Energiesparens dürften auf Widerstand stossen, und zwar nicht nur bei jenen, die den 
Verfassungsartikel aus Angst vor weiteren Bundesvorschriften abgelehnt haben.

6) Die Änderung des Strassenverkehrsgesetzes

Als vierte Vorlage kam die Änderung des Strassenverkehrsgesetzes zur Abstimmung. Ver­
schiedene Umweltorganisationen hatten gegen die Gesetzesänderung das Referendum er­
griffen. Die Kernpunkte der Gesetzesrevision waren:

-  Ein Beschwerderecht für die Gemeinden bei Verkehrsmassnahmen, die sie betreffen;
-  das Verbot des Handels und der Verwendung von Radarwarngeräten;
-  Entzug des Führerausweises bei Verweigerung der Blutprobe;
-  die Heraufsetzung der allgemein zulässigen Höchstbreite für Fahrzeuge von 2,3 m auf

2,5 m.

Das Referendum wurde vor allem damit begründet, dass die Gesetzesänderung das Last­
wagengewerbe gegenüber der Bahn bevorteile, eine Beeinträchtigung der übrigen Verkehrs­
teilnehmer (insbesondere der Velofahrer und Fussgänger) bringe, ökologisch unerwünscht 
sei und eine Ausdehnung des Schwerverkehrs auch auf schmale Strassen zur Folge habe. 
Im «Bundesbüechli» machten Bundesrat und Parlament den Stimmbürgern die Vorlage 
auch unter den Stichwörtern «Erhöhung der Sicherheit auf den Strassen» und «Unter­
stützung der Anliegen des Umweltschutzes» beliebt. Zusätzlich wurde auch die Harmoni­
sierung mit anderen europäischen Ländern für die Gesetzesänderung angeführt.

Aus der Sicht der Stimmbürger dominierte eindeutig die Lastwagenbreite als eigentliches 
Abstimmungsthema. 9 von 10 Antwortenden nannten in der Nachbefragung diesen Teil­
aspekt. Nur 48 Befragte (7 Prozent der Antwortenden) konnten sich an weitere konkrete 
Gesetzesanpassungen erinnern, während 10 Prozent sich für die inhaltliche Beschreibung 
an den Titel der Vorlage hielten, ohne dies weiter zu präzisieren. Das Argument der An-

14 Tages-Anzeiger, 1.12.90.



Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

Grössere Lastwagenbreite 683 91 %
Verschiedene Änderungen des Strassenverkehrsgesetzes 78 10 %
Anpassung an EG-Normen 29 4 %
Führerausweisentzug bei Verweigerung der Blutprobe 24 3 %
Vorschriften für Fahrlehrer 14 2 %
Verbot von Radarwarngeräten 10 1 %
Andere Inhalte 145 19 %

Total Antworten 983

1 Zweifachnennungen möglich. N = 752 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 253 Befragte).

passung an EG-Normen war nicht eigentlich ein Teil der Vorlage, wurde aber von 4 Prozent 
der Befragten aus dem «Bundesbüechli» übernommen.

6.1 Das Stimmverhalten nach gesellschaftlichen und politischen Merkmalen

Das geänderte Strassenverkehrsgesetz wurde am 23. September von 52,8 Prozent der 
Schweizerinnen und Schweizer angenommen. Von den Befragten, die nach eigenen An­
gaben an der Abstimmung teilgenommen haben, stimmten 50 Prozent Ja, 47 Prozent Nein 
und 3 Prozent gaben an, leer eingelegt zu haben. Dies entspricht für die materiell Stimmen­
den einem Verhältnis von 51:49 zugunsten der Vorlage. Die Abweichung vom realen Stim­
menverhältnis ist somit sehr gering.

Tabelle 6.2 zeigt, dass nur wenige Merkmalsgruppen signifikant anders stimmten als der 
Bevölkerungsdurchschnitt:

-  Der grösste Unterschied ist zwischen den Sprachregionen festzustellen. Während 
Deutschschweizer die Vorlage mehrheitlich ablehnten (54% Nein), legten fast drei Vier­
tel der Westschweizer ein Ja in die Urne (72%). Sämtliche Westschweizer Kantone 
nahmen die Änderung des Strassenverkehrsgesetzes mit einem Ja-Anteil von über 60 
Prozent an, während immerhin acht Kantone in der deutschen Schweiz die Vorlage ab­
lehnten. Eine traditionelle Abneigung gegen Verkehrsbeschränkungen in der West­
schweiz mag für dieses Ergebnis eine Rolle gespielt haben. Dabei ist festzuhalten, dass 
nur die Anpassung der Lastwagenbreite eine eigentliche Liberalisierung darstellt, die 
übrigen (allerdings nicht umstrittenen) Gesetzesänderungen sind eher als Restriktionen 
zu werten.

-  Ein ähnlich hoher Ja-Anteil war nur noch bei den Landwirten festzustellen (72%), wo­
bei dieser Wert angesichts der geringen Fallzahl mit Vorsicht zu interpretieren ist.



Merkmal /  Kategorie

(N

Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

= mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in %

Total effektiv 

Total VOX
53

51

Geschlecht:
Männer 54 + 3
Frauen 48 — 3

Alter:
20-29jährige 47 — 4
30-39jährige 44 — 7
40-49jährige 53 + 2
50-59jährige 57 + 6
60-69jährige 58 + 7
70jährige und älter 54 + 3

Schulbildung:
Obligatorische Schulen 52 + 1
Berufsschule u.a. 50 — 1
Gymnasium, Universität 53 + 2

Berufliche Stellung:
Erwerbstätige total 51 0

Selbständige, Leitende Angestellte 47 — 4
Landwirte 72 + 21
Angest. und Beamtinnen in mittl. Stellung 51 0
Übrige Angestellte und Beamtinnen 63 + 12
Arbeiterinnen 42 — 9

Nur Teilerwerbstätige 50 — 1
Nicht-Erwerbstätige total 52 + 1

in Ausbildung 38 — 13
im Haushalt tätig 47 — 4
in Pension 59 + 8

Konfessionszugehörigkeit:
reformiert 52 + 1
katholisch 49 — 2
konfessionslos 49 — 2

Eigentumsverhältnisse:2
Hauseigentum 58 + 7
Miete /  Pacht 47 — 4

Ansässigkeit:
weniger als 5 Jahre am Ort 46 — 5
mehr als 5 Jahre am Ort 53 + 2



Merkmal /  Kategorie Stimmverhalten 
Ja in Prozent 

(N = mat. Stimmende)

Abweichung vom durch­
schnittlichen Ja-Anteil 

in %'

Sprachzugehörigkeit:1
Deutsche Schweiz 46 — 5
Französische Schweiz 72 + 21
Italienische Schweiz 50 — 1

Siedlungsart:
Grossstädtische Agglomerationen 48 — 3
Mittel- /  kleinstädtische Agglomerationen 53 + 2
Landgemeinden 53 + 2

1 Das M erkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p <  1 °7o (Chi-Quadrat-Test).
2 Das M erkmal ist signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit 1% <  p <  5°7o (Chi-Quadrat-Test).

-  Am deutlichsten abgelehnt wurde die Vorlage von den 30-39jährigen (56% Nein) und 
den in Ausbildung begriffenen Urnengängern (62% Nein). Keine oder nur sehr geringe 
Abweichungen ergaben sich -  zum Teil entgegen unseren Erwartungen -  hinsichtlich 
des Bildungsniveaus und der Siedlungsart. Für eine «Verkehrsmündigkeit» in den gros- 
sen Städten und Agglomerationen gibt es in der Nachbefragung nur schwache An­
zeichen.

Weniger einheitlich ist das Stimmverhalten nach politischen Merkmalen.

-  Parteiidentifikation und Links/Rechts-Orientierung spielten eine wichtige Rolle. Für 
sämtliche Parteien ergab sich eine der Parteiparole entsprechende Mehrheit. Anhänger 
der FDP/LPS (77%), der SVP (69%) und der CVP (56%) stimmten der Gesetzes­
änderung mehrheitlich zu, während die Sympathisanten der PdA (80% Nein), der Grü­
nen (74% Nein) und der SPS (60% Nein) die Vorlage klar verwarfen. Die Polarisierung 
entlang der Links/Rechts-Achse entspricht dem auch bei den Energievorlagen beobach­
teten Stimmverhalten, ist aber weniger ausgeprägt. Insgesamt war die Aufmerksamkeit, 
welche dem Referendum zuteil wurde, sicher viel geringer als bei den Energievorlagen. 
Auf dem Nebenschauplatz «Strassenverkehrsgesetz» war demzufolge die Fronten­
bildung auch weniger ausgeprägt.

-  Auch die Bedeutung der Wertorientierungen war für die Zustimmung oder Ablehnung 
zur Revision des Strassenverkehrsgesetzes geringer als bei der Atom- und Moratoriums­
initiative : Die Konfliktlinie zwischen links und rechts war entscheidender und erklä­
rungskräftiger für das Stimmverhalten als der Wertekonflikt zwischen Materialisten 
und Nachmaterialisten.

-  Schliesslich hatte auch das Regierungsvertrauen einen Einfluss auf das Stimmverhalten. 
Wer der Regierung Vertrauen schenkt, stimmte der Vorlage eher zu (63% Ja), wer nur 
schwaches Vertrauen in die Regierung hat, lehnte sie eher ab (61 % Nein).



Merkmal /  Kategorie Stimmverhalten Abweichung vom durch-
Ja in Prozent schnittlichen Ja-Anteil

(N = mat. Stimmende) in %

Total effektiv 53
Total VOX 51

Parteiidentifikation:1
SVP 69
FDP /  LPS 77
CVP 56
LdU /  EVP 48
GPS 26
SPS 40
PdA 20
keine Parteibindung 50

Links/Rechts-Orientierung:1
ganz rechts 67
rechts 68
mitte 53
links 42
ganz links 22
kann sich nicht entscheiden 47

Materialismus/Nachmaterialismus-Orientierung:1
rein materialistische Werte 57
gemischte Werte 59
rein nachmaterialistische Werte 37

Regierungsvertrauen:1
Regierungsvertrauen 63
weder /  noch 48
Regierungsmisstrauen 39

+ 18 
+ 26 
+ 5
— 3
— 25
—  11
— 31
—  1

+ 16 
+ 17 
+ 2
— 9
— 29
— 4

+ 6 
+ 8 
— 14

+ 12
— 3
—  12

1 Das M erkmal ist sehr signifikant bei einer Wahrscheinlichkeit p <  1 % (Chi-Quadrat-Test)

6.2 Entscheidmotive

Wie Tabelle 6.4 zeigt, lassen sich hauptsächlich drei Gruppen von Befürwortern unter­
scheiden.

-  Rund zwei Fünftel der Befragten beugten sich gewissermassen der «normativen Kraft 
des Faktischen»: viele Lastwagen seien bereits 2,5 m breit. Man hat zugestimmt, weil 
die Gesetzesänderung eher einer Anpassung an die Realität als einer Neuerung gleich­
kommt.



Anzahl Nennungen' Prozent der Ant­
wortenden

Viele Lastwagen sind schon 2,5 m breit 111 41 %
Anpassung an EG-Normen 69 26 %
Die Schweiz kann nicht überall eine Ausnahme sein 39 15 %
Weniger Verkehr dank breiteren Lastwagen 27 10 %
Wirtschaftliche Frage (Konkurrenzgründe) 9 3 %
Die Strassen sind breit genug 8 3 %
Übrige Pro-Motive 70 26 %
Total Antworten 333

1 Zweifachnennungen möglich. N = 268 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 12 Befragte).

-  Eine ähnlich grosse Gruppe verstand ihr Ja in erster Linie auch als ein Ja zur Anglei­
chung an die internationalen Normen bzw. als ein Nein zu einem Alleingang der 
Schweiz. Besonders wichtig war dieses Motiv für Westschweizer und Befragte mit 
Mittel- oder Hochschulbildung. Diese Bevölkerungskreise sind auch generell europa­
freundlicher eingestellt als der Durchschnitt der Schweizerinnen und Schweizer.

-  Als weiteres Indiz für die Bedeutung des Faktors «Europa» ist in diesem Zusammen­
hang die Tatsache zu werten, dass 55 Prozent der Befürworter eines EG-Beitritts der 
Revision des Strassenverkehrsgesetzes zustimmten, während von den Gegnern eines 
Beitritts nur 49 Prozent ja  sagten .

-  Eine zahlenmässig deutlich kleinere Gruppe (13%) von Ja-Stimmenden erklärte, aus 
wirtschaftlichen (3%) oder Umweltgründen (10%) für die Vorlage votiert zu haben.

Tabelle 6.5: Entscheidmotive von Nein-Stimmenden

Anzahl Nennungen1 Prozent der Ant­
wortenden

Breitere Lastwagen sind gefährlich für Fussgänger
und Velofahrer 100 40 %

Eine Breite von 2,3 m genügt 68 27 %
Mehr Lastwagen bringen mehr Verkehr 40 16 %
Schienentransporte statt Strassentransporte 29 12 %
Hohe Kosten für die Verbreiterung von Strassen 17 7 %
Nicht noch mehr Lastwagen 15 6 °7o
Übrige Contra-Motive 49 20 %

1 Zweifachnennungen möglich. N =  250 (ohne die Kategorie «keine Angabe» = 16 Befragte).

15 Die Interview-Vorgabe lautete: «Wenn wir am nächsten Sonntag über den Beitritt der Schweiz 
zur Europäischen Gemeinschaft (EG) zu entscheiden hätten, wie würden Sie stimmen ? Wären 
Sie ‘ganz bestimmt für einen Beitritt’, wären Sie ‘eher dafür’, ‘eher dagegen’ oder ganz bestimmt 
gegen einen Beitritt der Schweiz zur EG?» Weitere Antwortmöglichkeiten ‘weiss nicht /  noch 
unentschieden’ und ‘keine Angabe’.



Ähnlich eindeutig sind die Entscheidmotive der Nein-Stimmenden zu interpretieren. Es las­
sen sich auch hier drei Motivgruppen unterscheiden:
-  Die grösste Gruppe der Gegner begründete die Ablehnung der Vorlage damit, dass 

breitere Lastwagen eine Gefahr für Velofahrer und Fussgänger bedeuten.
-  Insgesamt 34 Prozent der Nein-Stimmenden lehnten die Vorlage ab, weil sie dem 

Strassenverkehr eine höhere Priorität einräume (12%) oder zu einer Verkehrszunahme 
führe (22%).

-  27 Prozent der Befragten legten ein Nein in die Urne, weil sie eine Lastwagenbreite von
2,3 m als genügend erachten, ohne diese Begründung aber weiter zu spezifizieren.

Die Argumente, dass die Änderung des Strassenverkehrsgesetzes eine Erhöhung der Sicher­
heit bringe und Anliegen des Umweltschutzes unterstütze, haben in der Bevölkerung kaum 
ein Echo gefunden. Diese Argumente motivierten in erster Linie eine Stimmabgabe gegen 
und nicht für die Vorlage. Die Lastwagenbreite war das eigentliche Thema der Abstimmung, 
und hier haben sich die Befürworter in erster Linie dem internationalen Normdruck und 
der Tatsache gebeugt, dass viele Lastwagen bereits breiter sind als 2,3 m.

6.3 Unterstützung von Pro- und Contra-Argumenten zur Änderung 
des Strassenverkehrsgesetzes

Tabelle 6.6: Bewertung von Pro-Argumenten zur Änderung des Strassenverkehrsgesetzes 
(Zeilenprozentuierung)

einverstanden nicht einver- keine Angabe 
standen

«Die Neuerungen des Strassenver­ 1 56 25 19
kehrsgesetzes bringen eine Harmo­ II 84 11 5
nisierung mit den anderen europäischen III 42 45 13
Ländern. Ein schweizerischer Allein­
gang ist nicht gerechtfertigt.»

«Die Änderung des Strassenverkehrs­ I 29 51 20
gesetzes bringt eine Erhöhung der II 44 43 13
Strassensicherheit.» III 15 77 18

I = Total Befragte II = Ja-Stimmende III = Nein-Stimmende

Insgesamt wirken drei Argumente (Pro-Argument 1 und die Kontra-Argumente 2 und 3) 
polarisierend. Sowohl die überwiegende Mehrheit der Befürworter als auch 70 Prozent aller 
Befragten (ohne die Kategorie «unentschieden») sehen die Änderung des Strassenverkehrs­
gesetzes als eine Angleichung an internationale Normen. Eine knappe Mehrheit der Gegner 
erachtet hingegen einen schweizerischen Alleingang als gerechtfertigt.



Umgekehrt erwarten vier von fünf Gegnern als Folge der Gesetzesänderung eine Auswei­
tung und Zunahme des Lastwagenverkehrs auch auf schmalen Strassen. Diese Auffassung 
teilt auch die Mehrheit aller Befragten aber nur etwa ein Viertel der Befürworter.
Eine Beeinträchtigung der Strassensicherheit durch die Erhöhung der Lastwagenbreite er­
warten sogar 92 Prozent der Nein-Stimmenden und 67 Prozent aller Befragten. Bei den 
Befürwortern fand dieses Argument keine eindeutige Zustimmung oder Ablehnung. Pro- 
Argument 2 stellte eigentlich die Umkehrung von Kontra-Argument 1 dar. Die Resultate 
fielen hier etwas weniger eindeutig aus.
Die Ergebnisse für Pro-Argument 2 und Kontra-Argument 1 stützen den Befund, dass die 
Strassensicherheit primär gegen die Vorlage verwendet wurde.
Das Kontra-Argument, dass die Gesetzesänderung die Strassentransporte zulasten der 
Schienentransporte bevorteile, fand sowohl bei den Befürwortern als auch bei den Gegnern 
eine zustimmende Mehrheit, wobei für einen Teil der Befürworter dieses Argument wohl 
nicht gegen, sondern für die Vorlage sprach.

Tabelle 6.7: Bewertung von Kontra-Argumenten zur Änderung des Strassenverkehrs- 
gesetzes (Zeilenprozentuierung)

einverstanden nicht einver­
standen

keine Angabe

«Je breiter die Lastwagen werden, desto I 67 23 10
stärker werden vor allem Fussgänger II 47 47 6
und Velofahrer an den Rand gedrängt. 
Die Sicherheit auf unseren Strassen 
nimmt damit weiter ab.»

III 92 6 2

«Die Gesetzesänderung bevorteilt I 55 27 18
die Strassentransporte zulasten der II 47 45 8
Schienentransporte.» III 74 17 9

Mit der Gesetzesänderung wird die I 51 34 15
Flut der Lastwagen auch schmälste II 28 67 5
Überlandsträsschen überschwemmen. 
Für den Ausbau dieser Strassen 
müssen wir wertvollen Boden 
opfern.»

III 80 15 5

I =  Total Befragte II =  Ja-Stimmende III =  Nein-Stimmende

Die Analyse der Nachbefragung zur Änderung des Strassenverkehrsgesetzes lässt den 
Schluss zu, dass die Schweizerinnen und Schweizer der Vorlage zustimmten, weil sie eine 
Harmonisierung mit der EG bringt, obwohl die Auswirkungen dieser Angleichung auf das 
eigene Umfeld eher negativ gewertet werden (Strassensicherheit, Umweltbelastung). Dieser 
Entscheid mag letztlich auch als Indiz für eine wachsende Europafähigkeit gewertet werden, 
zumindest in Fällen, wo es um überschaubare, einzugrenzende Konzessionen geht.



7) Methodische Aspekte: Die Stichprobe

Die vorliegende Analyse basiert auf einer Repräsentativ-Befragung von 959 stimmberech­
tigten Schweizerinnen zwischen 20 und 84 Jahren, die vom 24. September bis 18. Oktober 
durchgeführt wurde.
Die Stichprobe wurde nach einem kombinierten Zufalls-/Quoten-Verfahren für Ortschaf­
ten und Personen gebildet. In der verfügbaren Zeit konnten 40 Interviews nicht eingebracht 
werden. Mittels eines Verdoppelungsverfahrens wurden die fehlenden Interviews herge­
stellt. Somit sind 1005 Befragungen die Prozentuierungsbasis.
Aufgrund der Stichprobengrösse kann man bei einer reinen Zufallsauswahl von einem 
Vertrauensintervall von + /-3  Prozent ausgehen, d.h. ein Wert von 50 Prozent in der Um­
frage liegt mit 95%iger Wahrscheinlichkeit effektiv zwischen 47 und 53 Prozent. Grössere 
Verzerrungen sind nicht-statistischer Art.
Als mögliches Mass für die Qualität der Daten bietet sich der Vergleich zwischen dem in 
der Nachbefragung ermittelten Stimmverhalten und dem effektiven Abstimmungsergebnis 
an. Aufgrund bisheriger VOX-Analysen kann mit einer Differenz von vier Prozent 
gerechnet werden. Bei der Gewichtung wurde darauf geachtet, dass die Abweichungen zwi­
schen den erhobenen und den effektiven Abstimmungsergebnissen im Schnitt in diesem 
Bereich liegen. Die nachstehende Tabelle gibt den entsprechenden Überblick.

Verhältnis Ja-Nein- 
Stimmende in % 
(in Klammern % 
Leerstimmen)

Energieartikel Ausstiegs­
initiative

Moratoriums­
initiative

Revision
Strassenverkehrs-
gesetzes

VOX-Stichprobe 
-  ungewichtet 74 :: 20 (6) 53 :: 45 (2) 68 :: 30 (2) 48 : 48 (4)
-  gewichtet 68 :: 27 (5) 49 ;: 49 (2) 63 :: 35 (2) 50 : 47 (3)
-  gewichtet materiell 

Stimmende 72 :: 28 50 :: 50 64 :: 36 51 : 49

Abstimmung effektiv 71 : 29 47 : 53 55 :: 45 53 : 47

Differenz 1 Prozent 3 Prozent 9 Prozent 2 Prozent

Bei drei von vier Vorlagen liegen die Abweichungen im üblichen Bereich. Einzig beim «Mo­
ratorium» gaben deutlich mehr Befragte zu, «Ja» gestimmt zu haben als effektiv Be­
fürworterinnen waren.
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Analyse der eidgenössischen Abstimmung vom 23. September 1990

Zusammenfassung der Hauptergebnisse

Bei einer Stimmbeteiligung von 39,2 Prozent haben die Schweizer Stimmbürgerlnnen am 
23. September 1990 die Volksinitiative «für den Ausstieg aus der Atomenergie» mit 52,9 
Prozent Nein-Stimmen abgelehnt. Die Volksinitiative «Stopp dem Atomkraftwerkbau» 
(Moratorium) nahmen sie hingegen mit einem Mehr von 54,6 Prozent an. Ebenfalls ange­
nommen wurden der Energieartikel mit 71 Prozent Ja-Stimmen und die Revision des 
Strassenverkehrsgesetzes (52,8*% Ja).
Der Vergleich über eine längere Periode zeigt, dass die Stimmbeteiligung als durchschnitt­
lich zu werten ist. In den Abstimmungen von 1983 (Energieartikel) und 1984 (Atom- und 
Energieinitiative) war die Beteiligung ähnlich gross. Das Partizipationsverhalten der ver­
schiedenen Merkmalsgruppen entspricht im wesentlichen den aus früheren Untersuchun­
gen bekannten Mustern. Den Weg zur Urne fanden vor allem jene Bürgerinnen, die sich 
aufgrund ihrer höheren Bildung, des höheren Alters und des stärkeren politischen Interesses 
generell ausgeprägter als die übrigen Bürger am öffentlichen Leben beteiligen. Bemerkens­
wert ist allenfalls die eher niedrige Partizipation von leitenden Angestellten, Selbständigen 
und Landwirten.

Volksinitiative «Für den Ausstieg aus der Atomenergie»
Mehr als ein Drittel der befragten Stimmberechtigten erwartete bei Annahme der Ausstiegs­
initiative einen sofortigen Ausstieg aus der Atomenergie, obwohl lediglich eine «möglichst 
rasche» Stillegung der AKW verlangt wurde. Das Initiativkomitee sprach von einer Frist 
bis 2030. Vor allem links und grün Eingestellte, Studierende, Jüngere und weniger als 5 Jahre 
am Wohnort Ansässige hiessen das Volksbegehren gut. Auf der ablehnenden Seite waren 
vor allem bürgerliche Kreise, die Älteren und die Wohnungseigentümerinnen vertreten. 
Die Motive für den Stimmentscheid waren vielfältig; bei den Befürworterinnen der Initiati­
ve überwog die Angst vor dem Betrieb der AKW und vor den radioaktiven Abfällen -  die 
Gegnerinnen dagegen hatten Angst vor Stromknappheit und hielten die Initiative für zu 
weitgehend.

Volksinitiative «Stopp dem Atomkraftwerkbau« (Moratorium)
Auch diese Vorlage wurde eher von Linken und Grünen, Jüngeren, Studierenden und 
weniger als 5 Jahre am Ort Ansässigen angenommen. Überdurchschnittlich viele Befürwor­
terinnen waren auch unter den im Tessin lebenden Personen und den Bewohnerinnen der 
grossstädtischen Agglomerationen anzutreffen. Grössere Nein-Anteile ergaben sich bei



den Rechten, den Älteren, den Wohnungsbesitzenden und den Einwohnerinnen der Land­
gemeinden.
Als Motiv nannten die Zustimmenden neben den schon beim Ausstieg erwähnten Ängsten 
vor dem Betrieb und den Abfällen der Atomkraftwerke vor allem den Wunsch nach einer 
zehnjährigen Denkpause. In dieser Zeit solle besonders die vermehrte Anwendung von 
Alternativenergien erforscht werden. Die Ablehnenden befürchteten zuwenig vorhandene 
Energie und sahen keine Alternative zu Strom aus AKW
Bei beiden Initiativen überrascht der Unterschied von 13-15 Prozent beim Stimmverhalten 
zwischen den eher atomfreundlichen Männern und den eher atomkritischen Frauen. Den 
Ausschlag zur Annahme des Moratoriums und zur Ablehnung des Ausstiegs gab eine Grup­
pe bestehend aus überdurchschnittlich vielen Männern, Jüngeren und Politisierenden mit 
mittlerem und rechtem politischen Standort. Unterdurchschnittlich in dieser Gruppe ver­
treten sind links Eingestellte, Personen mit tiefem Bildungsabschluss und Parteige­
bundene.

Einstellungen zur Atomenergie
Mehrheiten aller Stimmberechtigten glauben, dass zuviel Strom verschwendet werde, die 
Atomenergienutzung und -abfälle gefährlich und Alternativenergien ausgereift seien. Aus- 
serdem sind sie der Meinung, dass der Ausstieg in spätestens 25 Jahren möglich sei, weitere 
AKW unnötig und die wirtschaftlichen Folgen des Ausstiegs tragbar seien. Gleichzeitig ist 
ebenfalls eine Mehrheit der Stimmberechtigten der Meinung, dass ein Ausstieg die Schweiz 
von ausländischen Stromimporten abhängig mache. Auch das Argument der Gegnerinnen 
im Abstimmungskampf, das Moratorium sei der erste Schritt zum Ausstieg, findet Zustim­
mung -  am deutlichsten aber bei den zweimal Ja-Stimmenden.
Bei der generellen Einstellung zu Atomkraftwerken zeigt sich folgendes Bild: 3 Prozent aller 
befragten Stimmberechtigten sind ohne Vorbehalt für den Bau weiterer AKW, 24 befür­
worten wenn nötig noch den Bau eines Werkes, 41 sind gegen jedes weitere AKW, und die 
restlichen 26 Prozent sprechen sich zusätzlich noch für die Stillegung aller bestehenden aus. 
Nur 20 Prozent sind gegen den Bau von Endlagern für atomare Abfälle in der Schweiz. 
31 Prozent sind auf jeden Fall für einen Standort in der Schweiz, 35 Prozent ebenfalls, wenn 
ein geeigneter Ort gefunden wird.
Weitere Ergebnisse zeigen, dass besonders der vermehrte Einsatz von Alternativenergien 
gewünscht wird, um die Energieprobleme in der Schweiz zu lösen. Selbst bei den Befragten, 
welche beide atomkritischen Initiativen abgelehnt haben, überwiegt der Wunsch nach 
Energiesparen und Alternativenergien. Ein bedenkenloser Ausbau der Atomenergie wird 
kaum mehr gefordert.

Energieartikel
Ausser bei den Personen mit ganz rechter politischer Einstellung fand der Energieartikel 
überall mehrheitlich Zustimmung. Auch die Gefolgschaften aller Parteien stimmten zu. 
Überdurchschnittlich viele Befürworterinnen waren unter den Studierenden, den Anhän­
gerinnen der Linken und Grünen, den unter 30jährigen, den Personen mit hohem Bildungs­
abschluss und jenen mit kurzer Wohnansässigkeit zu finden. Mehr Gegnerinnen ergaben 
sich bei den Bürgerlichen und Rechten, den 50-70jährigen, den Wohnungseigentümerinnen 
und den Stimmenden mit tiefem Bildungsniveau.



Die Befürworterinnen wollten Energie sparen und die Alternativenergien fördern. Die Geg­
nerinnen waren gegen weitere staatliche beziehungsweise zentralisiert erlassene Gesetze und 
Vorschriften; ihr Motiv war aber kaum die Annahme, die Schweiz verfüge über ausreichend 
Energie.
Eine Mehrheit der Antwortenden unterstützt weitergehende staatliche Massnahmen zur Re­
duktion des Energieverbrauchs -  selbst mehr als ein Drittel der Ablehnenden neigte zu 
dieser Ansicht. Viele dieser Personen haben den Energieartikel ohne offizielle Nein-Parole 
einer Gruppierung abgelehnt, weil er ihnen zu wenig weit ging.
Bei möglichen Energiesparmassnahmen sind Mehrheiten skeptisch gegenüber Energie­
steuern und Massnahmen gegen Elektroheizungen. Mehr als 80 Prozent Zustimmung erzie­
len aber Vorschriften zur Deklaration des Energieverbrauchs bei Geräten und zur Verkaufs­
zulassung lediglich solcher Elektrogeräte, die wesentlich weniger Strom als die heute ver­
kauften benötigen.

Änderung des Strassenverkehrsgesetzes
Das revidierte Strassenverkehrsgesetz wurde in erster Linie dank dem massiven Ja- 
Stimmen-Überhang in den Kantonen der Westschweiz angenommen. In der Deutsch­
schweiz wurde die Vorlage von der Mehrheit der Urnengänger und der Hälfte der Kantone 
verworfen. Abgelehnt wurde die Vorlage vor allem auch von jüngeren Schweizerinnen, 
insbesondere Schülerinnen und Studentinnen, sowie von Sympathisantlnnen linker und 
grüner Parteien.

Die Befürworter begründeten ihren Entscheid vor allem mit zwei Argumenten: Viele Last­
wagen seien bereits 2,5 m breit; die Gesetzesänderung wurde nicht als Neuerung, sondern 
als Anpassung an die Realität verstanden. Die Schweiz könne nicht überall eine Ausnahme 
sein. Eine Angleichung an europäische Normen wurde für sinnvoll erachtet.

Bei den Gegnern standen als Entscheidmotive Argumente der Strassensicherheit und des 
Umweltschutzes im Vordergrund: Rund ein Drittel der befragten Urnengängerlnnen be­
gründete die Ablehnung damit, dass breitere Lastwagen die Sicherheit von Velofahrern und 
Fussgängern beeinträchtigten. Jeder vierte Gegner lehnte die Vorlage ab, weil sie zu einer 
Verkehrszunahme führe oder dem Strassentransport eine höhere Priorität einräume.

Die Stellungnahme der Befragten zu einzelnen im Abstimmungskampf verwendeten Argu­
menten deuten darauf hin, dass nicht nur die Gegner, sondern auch die Befürworter von 
der Gesetzesänderung kaum positive Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit erwarten. 
Ausschlaggebend für die Annahme war die Tatsache, dass in ganz Europa und auch in der 
Schweiz 2,5 m breite Lastwagen fahren. Eine Sonderregelung der Eidgenossenschaft wurde 
mehrheitlich als nicht gerechtfertigt erachtet, auch wenn von der Anpassung nicht nur 
positive Auswirkungen erwartet werden.
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Wolf Linder

Politische Entscheidung 
und Gesetzesvollzug 

in der Schweiz

Wer trifft die politischen Entscheidungen in der Schweiz und wie werden sie 
vollzogen ? Wie gross ist der Einfluss des Parlaments auf die gesetzgeberischen 
Entscheidungen? Wer sind die wichtigen Akteure des politischen Entschei­
dungsprozesses insgesamt ? Was wird aus Gesetzen, nachdem sie angenommen 
sind, und welche Faktoren bestimmen ihren Erfolg oder Misserfolg ? Erfüllen 
die Parteien noch ihre Aufgabe der Vermittlung zwischen Volk und Behörden, 
oder werden sie von neuen Bewegungen abgelöst?

Das vorliegende Buch präsentiert wichtigste Ergebnisse aus Einzelstudien des 
Nationalen Forschungsprogramms 6 «Entscheidungsvorgänge in der schwei­
zerischen Demokratie» und zieht eine aktuelle Bilanz zum Funktionieren des 
politischen Systems der Schweiz.

Französische Version des Berichts (übersetzt von Jean-Daniel Delley): La 
decision politique en Suisse -  Genese et mise en oeuvre de la legislation, 
Realites sociales, Lausanne 1987.

Kann in jeder Buchhandlung 
bezogen werden.
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GfS-Forschungsinstitut in Zusammenarbeit mit 20 Hochschulinstituten

DATENBANK FÜR ÖFFENTLICHKEITSARBEIT, 
GESELLSCHAFT, WIRTSCHAFT U N D  STAAT

Umfassende Umfrageergebnisse über Wissen,
Einstellungen und Verhalten in den Bereichen 
Alltag, Wirtschaft, Politik und Welt

Vor mehr als 10 Jahren ist VOX -  die Nachanalyse aller eidg. Abstimmungen und 
Wahlen -  aus der fruchtbaren Zusammenarbeit von Praxis und Wissenschaft 
entstanden.
Ausgehend vom gleichen Grundgedanken, thematisch jedoch erheblich erweitert 
werden die VOX-Analysen seit 1986 durch eine neue Forschungsreihe ergänzt: UNI- 
VOX -  einer ganzheitlich angelegten Datenbank zu
•  Leben in der Schweiz (untergliedert in die Stichworte Gesellschaft, Wohnen, 

Gesundheit, Kultur, Ausbildung, Freizeit, Kommunikation, Verkehr und Um­
welt) ;

•  Staatliche Gemeinschaft (Staat, Demokratie, Recht, Staatsfinanzen, Sozial­
versicherungen) ;

•  Wirtschaftliches Fundament (Wirtschaft, Arbeit, Markt, Geld, Landwirtschaft 
und Sicherungen) und

•  Unabhängigkeit (Freiheit, Verteidigung, Versorgung und Welt).

Jedes Jahr werden die Stichworte einmal ausführlich befragt, sodass laufend 
aktuelle Umfrageergebnisse zur Verfügung stehen, aber auch zeitliche Trends er­
sichtlich werden.
Mehr als 20 Hochschuldozenten mit ihren Assistenten und Assistentinnen in Basel, 
Bern, Fribourg, Genf, Lausanne, St. Gallen und Zürich kooperieren mit der GfS, 
bereiten die Untersuchungen vor und kommentieren das von ihnen betreuten Sach­
gebiet (vgl. auch Rückseite).
Zum Stichwort «Staat» wurden beispielsweise die folgenden Schwerpunkte befragt: 
Zufriedenheit mit der schweizerischen Politik -  Erfahrungen mit verschiedenen 
staatlichen Stellen -  Einstellungen zu Kollegialsystem, Konkordanzdemokratie, Mi­
lizparlament oder Föderalismus -  dringlichste Probleme der Gegenwart zuhanden 
der Behörden -  Problemlösungsfähigkeit des Staates -  Umfang der Staatstätigkeit 
und Aufgabenverteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden.
UNIVOX ist ein unentbehrliches Grunddaten-Informationswerk für Volkswirt­
schaftliche Abteilungen, Redaktionen, PR-Stellen und Verwaltungen. Führende 
Medien, Banken, Versicherungen, Chemiefirmen, Arbeitgeber- und Arbeitnehmer­
vereinigungen, Parteien und andere mehr haben UNIVOX bereits abonniert.
Gerne informiert Sie die GfS über die Anwendungsmöglichkeiten von UNIVOX in 
Ihrer Organisation. Fordern Sie ausführliche Unterlagen an bei:
GfS-Forschungsinstitut, Postfach 546, 8027 Zürich Telefon 01 /  202 07 87
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